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X^ nde vorigen Jahres wurde der hiesigen Provinz.- 
Heil- und Pflege-Anstalt ein etwa 2"] Jahre alter 
Mann X; übergeben, der sich zu Hause seit einiger 
Zeit Alkoholexcessen hingegeben hatte. Da sich diese 
in letzter Zeit mehrten, da sich Unruhe und Schlaf- 
losigkeit einstellten, da X. zudem die Seinigen mehr- 
facl| bedrohte unfl vielfach unzüchtige Redensarten 
führte, erschien die Anstaltsbehandlung nothwendig. 
Er lebte sich hier schnell ein, hielt sich durchaus ge- 
ordnet, arbeitete fleissig und zeigte sich dabei — es 
handelte sich um die für ihn völlig neue Anfertigung 
von Bambusmöbeln — überaus anstellig. Er gab 
einen Theil der ihm zur Last gelegten Ungebührlich- 
keiten zu; andere leugnete er; andere wusste er in 
einem milderen Lichte darzustellen. Da seine Fami- 
lie sich nicht grade des besten Leumundes erfreute, 
und in seiner Heimath das Gerücht ging, man wollb 
X. unschädlich machen, der durch seine offenen Reden 
über das Treiben der Familie diese compromittierte, 
so beantragte der zuständige Staatsanwalt wegen der 
Besorgniss, dass es sich um eine sachlich nicht ge- 
rechtfertigte Beschränkung der persönlichen Freiheit 
handelte, die Entmündigung des X., zumal noch gegen 
X. selbst zur Zeit ein neues Strafverfahren schwebte. 
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Auf Grund zahlreicher Zeugenvernehmungen und 
der Anstaltsbeobachtung konnte festgestellt werden^ 
dass X. in geringem Grade von Hause aus schwach- 
sinnig war, dass dieser Schwachsinn aber noch grösser 
erschien, weil X. infolge mehrfacher körperlicher Krank* 
heiten die Schule recht wenig besucht hatte, und der 
verbliebene Schulunterricht auch noch zu wünschen 
übrig Hess. In der That hatte er letzthin viel ge-^ 
kneipt und sich in der Trunkenheit allerlei bedenk* 
liehe Sachen zu Schulden kommen lassen. Infolge 
einer früheren Kopfverletzung war er intolerant gege» 
Alkohol, dessen Genuss er sich um so leichter hin- 
geben konnte, als seine Mutter eine Wirthschaft führte^= 
Die häusliche Umgebung erwies sich schliesslich als- 
wenig einwandsfrei und wirkte mit der völlig unzweck- 
mässigen Erziehung und Behandlung ebenfalls in un- 
günstigem Sinne auf ihn ein. 

Das Gutachten konnte unter diesen Umständen nur 
zu dem Ergebniss führen, dass die Voraussetzungen 
des § 6. Z. I. B. G. B. zur Zeit nicht zutrafen. 

Der Staatsanwalt zog darauf hin seinen Antrag 
aüT Entmündigung zurück und theilte gleichzeitig der 
Anstaltsdirektion mit, dass X. gegen seinen Willen 
nicht länger in der Anstalt* zurückgehalten werden 
dürfte. 

Dies schien schon, wenn auch nicht geboten, so doch» 
gerathen durch Abs. 3 und 4 des § 19 des Reglements 
über die Aufnahme und Entlassung der der Fürsorge 
des Rheinischen Provinzial- (und Landarmen-) Ver- 
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bandes anheimfallenden Geisteskranken etc. vom 
7. IL 1899 
4. X. 1899 

„Wenn ein Antrag auf Entmündigung eines Kranken 
(vergl. § 663 der Civilprozessordnung in der Fassung 
der Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 20. Mai 
1898 — R. G. Bl. S. 369 — ) endgültig abgelehnt, 
oder wenn die Entmündigung (vergl. §§ 678, 679 
ebenda) rechtskräftig wieder aufgehoben ist, finden auf 
den Kranken die für freiwillige Pensionäre gültigen 
Bestimmungen Anwendung. 

Freiwillige Pensionäre sind auf ihren Wunsch zu 
entlassen. Werden ärztlicherseits hiergegen Bedenken 
erhoben, weil eine Gefährdung der Sicherheit des 
Kranken oder seiner Umgebung oder der öffentlichen 
Ordnung zu befürchten ist, so ist dem Landeshaupt- 
mann und der Polizeibehörde des Wohnorts ent- 
sprechende Mittheilung zu machen. Erfolgt seitens 
der letzteren Behörde binnen 8 Tagen kein Einspruch, 
so ist der Kranke zu entlassen und dies beiden Stellen 
anzuzeigen. Andernfalls ist der Kranke in der An- 
stalt zu belassen, und sind die bei der Aufnahme 
eines Kranken vorgeschriebenen Anzeigen (§ 7 des 
Reglements) zu erstatten". 

Da X. sich ohne weiteres bereit erklärte, noch 
länger in der Anstalt als freiwilliger Pensionär zu 
bleiben, so ergaben sich keine weiteren Schwierigkeiten 
aus der Zurückziehung des Antrags auf Entmündigung. 
'Die Staatsanwaltschaft, die officiell hiervon benach- 
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richtigt wurde, verlangte dann noch für ihre Akten 
die Abschrift einer entsprechenden, mit X.* aufge- 
nommenen Verhandlung. Einige Zeit später wurde 
X. auf seinen Wunsch entlassen. Ueber sein weiteres 
Schicksal ist uns nichts bekannt geworden.. 

Dieser Fall veranlasste mich, mich des näheren 
mit der Frage der Abhängigkeit des Entlassungs- 
zwangs von der Ablehnung oder Wiederaufhebi^g der 
Entmündigung zu beschäftigen, yund ich möchte nicht 
verfehlen, hierbei zu bemerken, dass der zuständige 
Erste Staatsanwalt mir die erste Anregung dazu gab. 

Um so mehr erscheint heute eine Besprechung der 
(jben aufgeworfenen Frage gerechtfertigt, als inzwischen 
eine neue Anweisung , für Privat - Irren - Anstalten vom 
26. III. 1901 erschienen ist, die in ihrem § 10 Z. 3 
„die Entlassung muss — unbeschadet der Vorschriften 
der §§ II und 12 — erfolgen: 3. wenn die Ent- 
4nündigung des Kranken durch rechtskräf,tigen gericht- 
lichen Beschluss abgelehnt (§§ 662—663 C P. O.) 
oder wenn die ausgesprochene Entmündigung auf 
Grund durchgeführter Anfechtungsklage (§ 672 C. P. O.) 
oder durch rechtskräftigen gerichtlichen Beschluss 
(§§ 675 ff. C. P. O.) wieder aufgehoben ist" eine 
ganz ähnliche Bestimmung enthält. 

Um Material für meine Arbeit zu erhalten, habe 
ich bei einer grossen Zahl von öffentlichen Anstalten 
angefragt, ob dort eine ähnliche Bestimmung' besteht, 
und ob sich bejahendenfalls bei deren strengen Durch- 
führung: Unannehmlichkeiten öder Schwierifflceiten er- 
ofeben hätten. 
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Für die mir ertheilten Auskünfte danke ich auch 
an dieser Stelle verbindlichst, vor allem den Anstalten, 
die mir ihre Ansichten und Erlebnisse in ausführlicher 
Weise mittheilten oder die Akten zur Verfügung 
stellten. 

Ob das . Material trotz des dankenswerthen Ent- 
gegenkommens der Anstalten auf Vollständigkeit An- 
spruch machen, kann, ist natürlich eine andere Frage, 
Jedenfalls habe ich nach Kräften versucht, das Meinige 
hierbei zu thun und Ungenauigkeiten zu, vermeiden. 

Von einer Rundfrage bei Privatirrenanstalten habe 
ich Abstand genommen, da ich mir von ihr bei dem 
noch jungen Alter der betreffenden Bestimmung keinen 
Erfolg versprach. 

In einer Reihe von Provinzen, (Hannover,, Hessenr 
Nassau, Sachsen, Schleswig-Holstein, Westfalen, West- 
preussen), in Baden, Braunschweig, Elsass-Lothjingen, 
Hamburg, Hessen, den Hohenzollemschen Landen, 
Lübeck, Oldenburg, Württemberg etc. besteht keine der- 
artige Vorschrift Das Verhalten der Staatsanwaltschaft 
gegenüber der betreffenden Anstalt im Falle der Ab- 
lehnung einer Entmündigung war ein verschiedenes; 
entweder theilte sie diese officiell der Anstalt mit oder 
sie unterliess diese Benachrichtigung. Im ersteren Falle 
begnügte sie sich vielfach mit der blossen Mittheilung, 
oder sie fügte die Worte hinzu: zur eventuellen Ver-r 
^n lassung der Entlassung, oder aber sie verlangte diese 
gradezu. In einem solchen Falle schrieb der betreffende 
Kranke der zuständigen Staatsanwaltschaft, er ßiöchte 
die Anstalt noch nicht verlassen, weil sein Zustand 
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»ich während seines Anstaltsaufenthalts bedeutend ge- 
bessert habe, und er hoffe, so weit wieder hergestellt 
zu werden, dass er sich in der Aussemvdt nützlich 
machen könne; er bitte also, weiter in der Anstalt 
verbleiben zu dürfen. 

Also ist nicht jede Staatsanwaltschaft a priori der 
Ansicht, dass Ablehnung der Entiriündigung das Fehlen 
der Anstaltspflegebedürftigkeit bedeute. 

In anderen Provinzen (Brandenburg, Ostpreussen, 
Pommern, Posen, der Rheinprovinz, Schlesien), sowie 
im Bereiche der Stadt Berlin besteht eine Bestimmung 
in dem betreffenden Reglement, nach der der Kranke, 
dessen Entmündigung abgelehnt oder wieder aufge- 
hoben ist, entlassen werden muss oder gegen seinen 
Willen nicht mehr länger in der Anstalt zurückge*- 
halten jÄ'erden darf. Mit anderen Worten, der be- 
treffende Kranke kann noch weiterhin als freiwilliger 
Pensionär in der Anstalt verbleiben, was z. B. das 
Reglement der Rheinprovinz ausdrücklich vorschreibt. 

Anscheinend besteht die genannte Bestimmung über 
den Entlassungszwang besonders in den Reglements, 
die in letzter Zeit entstanden bezw. umgeändert sind. 
Es wäre nicht mehr als folgerichtig, wenn diese Be- 
stimmung prindpiell auf die Personen beschränkt 
würde, welche in der Anstalt nicht mehr bleiben 
wollen, welche ihre Entlassung verlangen. Wer mag 
ae daran hindern, in der ihnen zusagenden Umgebung 
zu bleiben, wenn sie wollen, und es dem ärztlichen 
Ermessen entspricht? Das gilt natürlich auch für § lo 
Z. 3 der Anweisung für Privat-Irrenanstalten vom 
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26. III. IQOI, und ein* entsprechender Zusatz wäre, 
wenn man überhaupt diese Bestimmung billigt, sicher- 
lich zu wünschen gewesen. 

Wie schon oben bemerkt ist, findet sich diese 
Vorschrift in dem neuen Reglement für die Rhein- 
provinz vom Jahre 1899; sie fehlte in dem früheren 
Reglement, und bestand andererseits schon vordem 
gemäss Verfügung des Oberpräsidenten vom 1 5. 3. 1879. 

Die verschiedenen Reglements schreiben nur vor, 
dass die Entlassung erfolgen muss, wenn die Entmünr* 
d^ng abgelehnt ist. E§ muss also zu einer Einleitung 
des Entmündigung- Verfahrens gekommen sein, und 
die Möglichkeit würde, streng genommen, nicht hierher 
gehören, dass das Amtsgericht die Einleitung des Ent- 
mündigungs- Verfahrens ablehnte, was oft genug aus rein 
formellen Gründen (Unzuständigkeit des Amtsgerichts 
oder Prozessunfähigkeit des Antragstellers, Unterlassung 
der Beibringung von weiterem Beweismaterial trotz ge- 
richtlicher Aufforderung) geschieht. Ebenso wenig >^'ürde 
der gedachten Bestimmung die Eventualität unten^'orfen 
sein, dass die Entscheidung über das Verfahren hinaus- 
geschoben wird, dass also die endgültige Entscheidung 
in einem neuen, später anzuberaumenden Termine 
gefällt werden soll. Man wird bei heilbaren Psychosen 
oft geradezu gezwungen sein, diesen Umweg zu be* 
; schreiten, um dem Reconvalescenten noch das weitere 
Verbleiben in der Anstalt möglich zu machen. 

Zieht nach Einleitung des Entmündigungs - Ver- 
fahrens der Antragsteller seinen Antrag zurück, sa 
kann das nicht den gleichen Effect für die Anstalt 
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haben wie die Ablehnung der Entmündigung. Der 
eingangs erwähnte Fall X. bildet nur eine scheinbare 
Ausnahme; denn der Staatsanwalt zog erst, nachdem 
durch eine eingehende materielle Würdigung das Fehlen 
der Voraussetzungen des § 6, Z. i des B. G. B. nach- 
gewiesen war, seinen Antrag zurück ; er . Hess .es also 
nicht zu der mit voller. Sicherheit zu erwartenden 
Ablehnung der Entmündigung kommen. 

Würde schliesslich der Fall hierher gehören, dass 
eine vom Amtf^ericht ausgesprochene Entmündigung 
mit Erfolg angefochten wird und zwar deshalb, weil 
das betreffende Amtsgericht oder den Antragsteller un- 
zuständig war,? Soll aus diesem rein. formalen Grunde 
nun. diö.practische.Consequenz. gezogen werden, dass 
der Nachweis, einer Anstaltspflegebedürftigkeit nicht 
erb/ac:ht ist?. Zweifellos, so wenig man es auch er- 
warten sollte; und die Enttlassung müsste erfolgen, da 
es sich um eine Aufhebung des die^ Entmündigung 
aussprechenden Beschlusses handelt; der Grund der 
Aufhebung wird mit keinem Worte berücksichtigt in 
den betreffenden Bestimmungen, dürfte als<^ völlig 
gleichgültig sein. • 

In Bayern bestimmt eine Verordnung der 
Ministerien des Innern und der Justiz- (November 
-1895), dass Districtspolizeibehörden von einer zwangs- 
weisen Einschaffung einer geisteskranken Person in 
die Irrenanstalt . der zuständigen Staatsanwaltschaft 
Anzeige zu erstatten haben, und dass die Staats- 
anwaltschaft alsdann nach einiger Frist bei der 
Anstalt anzufragen hat, wie der Zustand der Kranken 
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ist; welche Prognose gestellt wird, ob der Kränke wider 
seinen Willen sich interniert fühlt und ob er eine ge- 
richtliche Entscheidung tlber seinen Geisteszustand 
beantragt. Im 'ÄnschltlSs an diese Ministerialbe- 
Stimmung schreibt z. fe. § 47- II — IV der Anstalts- 
sa*zuri]g6n • der Kreisirrenanstalt München vor: 

„Die Anstaitsdirection hat Geisteskranken, welche 
wider ihren Willen über 3 Monate in der Anstalt unter- 
gebrächt sind, zur 'Erwirkung einer gerichtlichen Ent- 
scheidung über ihren Geisteszustand durch Vermitt- 
lung des Staatsanwaltes auf Ansuchen behülflich'zu sein. 

Auf letztere Möglichkeit sind die Geisteskranken^ 
unter Umständen auch die unterbringenden Behörden, 
Kassen und Anstaltsven\'altungen aufmerksam zu 
machen. 

Die einschlägigen Gesuche oder Protokollarer- 
klärungen sind nebst den erforderlichen Belegen, sofort 
der zuständigen Staatsanwaltschaft ^ur weiteren Ver- 
anlassung mitzutheilen". 

Entsprechende Vor^x-hriften sind für die Mehrzahl 
der andern ba}'erischen Kreisirrenanstalten erlassen. 

Also entscheidet auch dort unter Umständen der 
Ausgang des Entmündigungsverfahrens über die Disposi- 
tionsfähigk^it und - die Berechtigung der Anstaltsver- 
wahrung. Wenn 'auch die Konsequenzen, die- der 
Anstaltsleiter' aus den jeweiligen gerichtlichen Ent- 
scheidungen zu ziehen hat, in den Satzungen nicht 
ausdrücklich festgesetzt sind, so wird man es doch 
nur verstehen können, wenn er den Anstaltsinsassew 
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nach Ablehnung der Entmündigung ohne weiteres 
•entlässt. 

.Eine eigenartige Stellungnalime zu der beregten 
Frage ist die des Reglements ffir die Landes-Irren- 
Anstalten des Königreichs Sachsen. Damach (§ 4, 4) 
ist bei Aufnahme beziehentlich Beibehaltung zu 
längerer Verpflegung vormundschaftliche, bezw. väter- 
liche Zustimmung erforderlich. Hiervon ist abzusehen, 
I. im Falle eigener Zustimmung eines Kranken, 
welcher mit Rücksicht auf den geringen Grad seines 
Krankseins und auf sein Lebensalter der Bevormundung 
nicht bedürftig zu erachten ist; 2. im Falle polizei- 
licher EntSchliessung, wenn die Aufn«^hme beziehent- 
lich Beibehaltung des Kranken mit Rücksicht auf die 
Gefährlichkeit seines Zustandes polizeilich für nöthig 
zu erachten, vormundschaftliche Zustimmung aber 
nicht zu erlangen ist. Abgesehen von diesen Fällen 
würde die Ablehnung der Entmündigung bezw. deren 
Wiederaufhebung implicite die Entlassung des Kranken 
nach sich ziehen; in jedem derartigen Falle würde 
aber noch an das Kgi. Ministerium des Innern ein 
Bericht zu erstatten, und dessen Entschliessung einzu- 
holen sein. 

Die Besprechung der vorliegenden Frage zerfällt 
natuigemäss in zwei Unterfragen : einmal wird es sich 
darum handehi, festzustellen, ob diese Verquickung 
von Anstaltsbehandlung und Entmündigung oder, 
correcter ausgedrückt, die Verquickung der Negation 
dieser beiden Momente principiell richtig ist; daran 
wird sich die weitere Frage anschliessen, wie gestaltet 



Digitized by VjOOQIC 



— 13 — 

die Fälle sind, die in der Wirklichkeit eintreten können 
bezw. eingetreten sind. 

Somit ist die theoretische und diepracti sehe 
Seite der Frage zu erörtern. 

Die Entmündigung bezweckt, um mit der ersteren 
Frage zu beginnen, die rechtsgeschäftliche Gefährdung,, 
welche irgend eine Geistesstörung für den Erkrankten 
oder seihe 'Umgebung nach sich zieht, zu verhüten. 
Sie setzt voraus eine Geistesstörung, die derart ist,, 
dass durch sie das erkrankte Individuum voraussicht- 
lich dauernd verhindert ist, die überwiegende Zahl 
seiner Beziehungen zu seiner Familie, zur Gesellschaft,. 
zu seinem Vermögen etc. in sachgemässer Weise zu 
besorgen. 

Nicht jede Psychose berechtigt demnach zu einer 
Entmündigung ; und die Ablehnung der Entmündigung 
anderseits beweist durchaus nicht die geistige Ge- 
sundheit. 

Die einzelnen Anstalts- Reglements bezw. Verord*- 
nungen (gesetzliche Vorschriften bestehen von sämmt- 
lichen deutschen Bundesstaaten nur in Bremen und 
Weimar) bestimmen meist genau, wann die Entlassung 
eines Kranken erfolgen kann bezw. muss. So verschieden 
sie aber auch lauten, stimmen sie doch im Grossen 
und Ganzen darin überein, dass der Director in erster 
Linie dafür verantwc^rtlich ist, dass kein Kranker länger 
als erfc^rderlich in der Anstalt zurückgehalten wird. 
Für den vorliegenden Zweck lassen sich folgende all- 
gemeine Gesichtspuncte geltend machen. 

Die Anstaltspfiegebedürftigkeit interessirt uns hier 
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nur insoweit, al^ die Ansfaltsbehandlung .gegeii den 
ausdrücklichen Willen des in der Anstalt Befindlichen 
in Ueberein Stimmung mit den rechtlichen Kormen 
durchgeführt werden darf. Die Gewährung freier Be-' 
rwegung würde nicht unbedingt die Zustimmung des 
Intewirten" in sich schJiessen, da . dieser doch immer^ 
.hin befürchten kann, dass die, Anstalt bei t>einer et^ 
.waigen eigenmächtigen Entfernung die Wiederein- 
lieferung verlangt. 

Pie erste Voraussetzung, der gesetzlichen Be^- 
rechti^ung zur Anstaltsintemirung) ist natürlich, da? Vor- 
handensein einer Seelenstörung. ; Geheilte müssen 
•demnach entlassen werden, wobei zu. berücksichtigen 
bleibt, dass der Zeitpunkt des Eintritts der Genesyng 
<iur^haus nicht scharf zu umschreiben ist. Ebenso 
muss die E^jtlassung, wenn das Individuum zur Be- 
x)bachtung auf seinen Geisteszustand von einer Gerichts-r, 
Militärbehörde etc. eingewiesen ist, erfolgen,. nachdem 
xlie gesetzlich zulässige Beobachtungsfrist verstrichen 
oder die Beobachtung abgeschlossen, ist. . 

Diese Fälle sind einfacher Natur ; und relativ ein- 
fach- gestaltet sich. auch die Sachlage, wenn der Kranke 
von einer Behörde deshalb eingeliefert ist, weil er ge- 
meingefährlich ist; die blosse Mitwirkung bei der Ein- 
4ieferung wird nicht genügen. So lange die Befürch- 
tung berechtigt ist, dass das Individuum nach seiner 
Entlassung alsbald wieder gemeingefährlich wird, um 
diesen neutralen und, wenn man will, auch recht, an- 
fechtbaren Ausdruck zu gebrauchen, so lange wird 
die Anstalt berechtigt sein, die Frage der Entlassung 
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Von der ausdrücklichen 'ZustimnwiDg der betreffenden 
Behörde {bezw. der Polizeibehörde des zukünftigen 
Aufenthaltsortes) abhängig zu maehen (cf. §^^-i i — 1 2 
4er Anweisung für Privatanstalteh vom- 26. III. 190 1). 
Für die öffentlichen Anstalten koinmt d^ inzwischen 
veröffentlichte Erlass des Ministers der Medicinal- An- 
gelegenheiten und des Ministers des Innerhr betreffend- 
das Verfahren bei der Entlassung gefährlicher Kranker 
^us den öSentlicheit Irrenanstalten vom 15. VI. 1901 
in Betracht, auf welchen Erlass hier nicht näher ein- 
gegangen werden kann). In der' Mehrzahl der 
Fälle dürfte die Anstatt um ein Gutachten über 
-den Einfiuss der Krankheit auf die persönliche Sicher-^ 
heit des Erkrankten und auf die öffentliche Ordnung 
angegangen, und dieses Gutächten der Entscheidung 
der Behörde zu Grunde gelegt werden. Immer ge- 
schieht das durchaus nicht; noch unlängst erfuhr ich, 
dass ein imbeciller, zu Diebstählen neigender Kranker; 
auf Veranlassung der Regierung gegen den Willen der 
Polizeibehörde entlassen wurde, ohne dass die Regie- 
rung sich ihrerseits mit der Anstalt in Verbindung 
gesetzt hätte. Dass die Beurtheilung nur von Fall zu 
Fall erfolgen kann, je nach der individuellen Form 
der Erkrankxmg, nach dem Character der Persönlich- 
keit, nach der Art der neuen Verhältnisse, in die der 
Entlassene übergeführt werden soll, das braucht an 
dieser Stelle nicht auseinandergesetzt zu werden. 

In der Mehrzahl der Fälle wird an dieser eben 
geschilderten Sachlage wohl nichts geändert, wenn der 
Kranke einen gesetzlichen Vertreter hat, und dieser 
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die Entlassung verlangt Gesetzlicher Vertreter ist 
natürlich der Inhaber der väterlichen Gewalt oder 
der Vonnund. Ob auch der Pfl^er die Entlassung 
seines nocli kranken Pflegebefohlenen verlangen kann, 
wird von den Juristen theils bejaht, theils verneint. 

Der Pfleger, der nur für die Erledigung der Ver- 
mc")gensangelegenhciten ernannt ist, ist hierzu sicher» 
lieh nicht berechtigt, wohl aber m. E. derjenige, dem 
die Besorgung der persönlichen Angelegenheiten vom 
Vormundschaftsgericht überantwortet wird (cf. § 1910, 
1915, Abs. I, 1B97, 1896, 1793, 1800, 1631 B. G. B.) 

Ist aber Gemeingeföhrlichkeit nicht zu befürchten, 
so verlangt der Wille des gesetzlichen Vertreters, der 
die Entlassung seines Pflegebefohlenen wünscht, alle 
Beachtung. Das wird insbesondere bei den Kranken 
der Fall sein, die auf der Reconvalescenz begriffen 
sind und die in dem Fortgang des Genesungsprocesses 
durch die Entlassung nicht geschädigt werden, odw 
bei den unheilbaren Kranken, denen auch andernorts 
die ihnen nothwendige Pflege und Aufsicht gewährt 
werden kann. 

In diesen letzteren Fällen wird der Versuch der 
Entlassung um so unbedenklicher gemacht werden 
können, als eine vollständig freie Behandlung in der 
Anstalt oder die probeweise Entlassung, die Beur- 
laubung, einen Uebergang schafft. 

Steht aber zu befürchten, dass der Heilungsprocess 
durch die Entlassung aus der Anstalt aufgehalten wird,, 
so ist der Vormund sicherlich vom moralischen Stand-^ 
puncte aus berechtigt und verpflichtet, dem Wunsche- 
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der Anstaltsärzte nachzugeben und sich mit der 
weiteren Detention seines Mündels, auch gegen dessen 
Willen, einverstanden zu erklären. Auch rechtliche 
Erwägungen kann der Vormund zur Begründung 
seines Handelns heranziehen, wie z. B. die Rücksicht 
auf die Vermögens Verhältnisse, die durch die weitere 
Anstaltspflege weniger beeinträchtigt werden als durch 
die Schädigung der Erwerbsfähigkeit, welche der auf- 
gehaltenen Genesung zuzuschreiben wäre. 

Haben nun die Behörden, denen die Unterstützungs- 
pflicht obliegt oder erst zufallen wird, in einem solcher! 
Falle das gleiche Recht ? Kann der Ortsarmen verband 
z. B. verlangen, dass der Kranke bis zu seiner Ge- 
nesung in der Anstalt verbleibt, da ihm durch die 
vorzeitige Entlassung nur vermehrte und vermeidbare 
Kosten erwachsen? Die Frage ist strittig; für ihre 
Bejahung spricht m. E. eine Entscheidung des Bundes- 
amts für das Heimathswesen vom 15. X. 1881 (Bd. 
XIII S. 1 1 1 der Entsch. dieses Gerichtshofes), nach 
der der Armenverband unter gewissen Voraussetzimgen 
berechtigt ist, den Unterstützungsbedürftigen auch mit 
Anwendung von Zwang in die Anstalt bringen zu 
lassen. Hierfür sprechen auch practische Erwägungen. 
Denn was soll aus denen werden, die ohne Familie, 
ohne Vermögen sind und die in Folge ihres Gesund- 
heitszustandes sich selbst nicht überlassen werden 
können? Der Armenverband ist ja, wenn man will, 
die letzte Instanz unter den zur Unterstützung kranker 
Individuen verpflichteten Behörden. 

Anders liegt schon der Sachverhalt bei der Unfall- 
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Versicherung. Sie kann dem Verletzten bedeuten, dass 
er bei Niditbefolgung ihrer Rathschläge sich die da- 
raus erwachsenen Nachtheile selber zuschreiben niuss; 
darüber hinaus geht aber ihre Befugniss nicht. 

Dabei ist immer vorausgesetzt, dass der noch nicht 
geheilte Kranke nicht sich oder andern gefährlich 
werden kann ; dass das durchaus nicht die Regel ist, 
ist hinreichend bekannt. 

Bei den an peri(^dischen Erkrankungen Leidenden 
wird die gesetzlich berechtigte zwangsweise Intemirung 
u. U. deshalb angebracht sein, weil die Aussenwelt mit 
ihren Eindrücken, Reizen und Schädlichkeiten den 
Ausbruch einer neuen Phase beschleunigt oder herbei- 
führt. In den freien Zwischenräumen ist die Anstalts- 
behandlung nur vom Gesichtspunkt der Prophylaxe 
aus geboten. In besonderem Maasse wird das natür- 
lich dann der Fall sein, wenn die Anfälle zu gemein- 
gefährlichen Handlungen führen können, wie denn 
überhaupt die Gemeingefährlichheit der Kranken nicht 
immer ein dauerndes, sondern oft genug nur ein zeit- 
weilig auftretendes Symptom sein kann. 

Schliesslich wirft sich hier auch die Frage auf, ob 
der Geisteszustand des in der Anstalt untergebrachten 
und seine Entlassung fordernden Kranken derart ist, 
dass sein Wille rechtliche Beachtung beanspruchen 
kann, ob er, wenn man so sagen darf, in diesem einem 
Punkte dispositionsfähig ist. Diese Frage, die unge- 
zwungen in Analogie gesetzt werden kann zu der der 
Verst^lndigung nach § igio B. G. B., ist wiedemm 
nur von Fall zu Fall zu erlediuren. 
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Es muss also, soll der Zwang der Anstaltsbehand- 
lung berechtigt sein, das Interesse des Erkrankten 
oder dritter Personen zum mindesten überwiegen. 

Aus dem Gesagten ergiebt sich, dass die X'oraus- 
setzungen der Entmündigung und die der Anstalts- 
pflegebedürftigkeit im gesetzlichen Sinne durchaus \er- 
schieden sind. Nur insofern stimmen beide Fragen 
durchweg überein, als sie von der Annahme des Vor- 
handenseins einer C}eistesstr)rung ausgehen. Die Art 
und Weise aber, wie die Krankheit sich in dem einen 
oder andern Fall äussern muss, ist eine vr)llig andere. 
Diese Voraussetzungen kfmnen sich decken; allein sie 
brauchen es durchaus nicht. 

Es lässt sich das nicht besser ausdrücken, als die 
Begründung des Rheinischen Reglements es gethan 
hat: Ein Entmündigter muss ebensowenig in einer 
Anstalt leben, als jeder Anstaltspflegling entmündigt 
werden m u s s. 

Wäre wirklich eine derartige Wechselwirkung 
zwischen beschränkter oder aufgehobener Geschäfts- 
fähigkeit auf der einen, und Anstaltspflegebedürftigkeit 
auf der andern Seite nothwendig, so wäre es nicht 
mehr als logisch, auch die Aufnahme von der vorher 
erfolgten Entmündigung abhängig zu machen. Jeden- 
falls müsste man diese Forderung stellen, so lange 
nicht eine andere einwandfreie, richterliche Feststellung 
des Vorhandenseins einer die Anstaltspflege erfordern- 
den Geistesst(")mng m(')glich ist. Der Schritt von einer 
solchen Bestimmung bis zu der hier besprochenen ist 
wahrlich nicht 2:ross. 
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Schon nach der A. O. vom 5. IV. 1804 war u. U. 
die Aufnahme eines nicht entmündigten Kranken 
möglich; und je mehr man einsah, dass die möglichst 
baldige Ueberfühnmg in die Anstalt dem Interesse 
der Kranken und der Gesellschaft entspricht, um so 
mehr nahm man von einer solchen Forderung Ab- 
stand; dabei ist ganz abgesehen davon, dass schon das- 
Entmündigungs-Verfahren dem Kranken schaden kann, 
und dass die ausgesprochene Entmündigung den 
wiederhergestellten Kranken in seinem Berufsleben 
erheblich zu schädigen vermag. 

Noch im vorigen Jahre hat sich der XXV. Juristen- 
tag mit der Frage beschäftigt: „Bedarf es gesetzlicher 
Vorschriften darüber, unter welcher Voraussetzung 
ein Geisteskranker vor der Entmündigung in eine 
Anstalt gebracht und ein entmündigtei Geisteskranker 
dort gegen seinen Willen festgehalten werden darf?" 

Bedauerlicherweise geschah das ohne, die persön- 
liche Hinzuziehung eines Psychiaters bei der münd- 
lichen Verhandlung, wie denn überhaupt Juristen und 
Psychiater nur zu selten gemeinsam wissenschaftlich 
ein sie beide interessierendes Problem bearbeiten. 
Verbindungen wie die der juristisch-psychiatrischen 
Vereinigung in Dresden sind leider nur recht selten 
und bestätigen als Ausnahme die Regel. 

In dem sehr lesenswerthen Referate betont Vierhaus 
immer wieder und wieder, hie und da mit einem nicht 
zu verkennenden Widerspruch gegen das schriftliche 
Gutachten von Bemhöft, dass die Frage der Ent- 
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mündigung wegen Geisteskrankheit oder Geistes- 
schwäche und die Frage nach der Unterbringung oder 
Festhaltung eines Geisteskranken in einer Irrenanstalt 
verschiedener Natur sind und deshalb von einander 
scharf zu trennen sind. „Die erste Frage fällt in das 
Gebiet der gerichtlichen Thätigkeit, die zweite in das 
Gebiet der Medicinalven^-altung.** (cf. Verhandlungen, 
Bd. III, p. 2g2.) 

Dieser Leitsatz, der die obige Auffassung zum 
Ausdruck brachte, wurde von dem Juristen tage ange- 
nommen — eine nicht zu unterschätzende Stütze für die 
Richtigkeit der hier vertretenen Anschauung. So sagt 
auch Ortloflf in seiner Arbeit: Zur Irrengesetzgebung 
{pg. 63), es sei eine reine Verwaltungsfrage, ob eine 
nachweisbare Geistesst(")rung in einem solchen Grade 
vorhanden sei, dass eine Unterbringung der betreffenden 
Person in eine Anstalt noth wendig oder wenigstens 
förderlich sei ; die Anstaltsunterbringung soll Sichenings» 
und Wohlfahrtszwecken dienen. 

In der Begründung sagt Vierhaus an einer Stelle (pg. 
283) : „es giebt Irre,- die einer Aufnahme, wenn auch nur 
vorübergehenden Aufnahme, in eine Anstalt noth- 
wendig bedürfen, ohne dass die Entmündigung noth- 
wendig wäre, und umgekehrt, es giebt Entmündigte, 
deren Aufnahme in eine Anstalt nicht nöthig ist." 
Dem entspricht auch die Verfügung vom 28. XI. 99 
{cf. S. I und 2, § 4). „Die Stellung des Antrags auf Ent- 
mündigung kann ausgesetzt werden, wenn der Geistes- 
kranke oder Geistesschwache noch nicht als unheil- 
bar erkannt ist, iasbesondere wenn eine baldige Ge- 
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nesuiig zu erwarten steht. Dies gilt auch von den in 
Irrenanstalten untergebrachten Personen." 

Den Unterschied fonnulirt Vierhaus an anderer Stelle 
(PR- 352) mit den Worten: „Die Entmündigung hat 
rechtliche Voraussetzungen und rechtliche Wirkungen; 
die Unterbringung in eine Irrenanstalt ist zunächst 
nur eine thatsächliche ]\Iaassregel, die Rechtsfolgen 
nuiit äussert. 

Sind also die Frage der Entmündigung und die 
der Nothwendigkeit der Anstaltspflege durchaus hete- 
rogen, so ist es sinnwidrig, sie zusammen zu werfen^ 
sei es, dass die Entmündigimg vor der Anstaltsauf- 
nahme erfolgen muss, sei es, dass der Aufhebung der 
Entmündigung unmittelbar die Endassung folgen muss,. 
wie das die hier zu besprechende Bestimmung ver- 
langt. 

Nachdem die principielle Seite der Frage erledigt 
ist, erübrigt es, deren practische Seite zu besprechen. 

An der Hand des Entmündigungsverfahrens soll 
auseinandergesetzt werden, wie geartet <lie Fälle sein 
k<mnen, in denen es zu einer Ablehnung der Ent- 
mündigung kommt, und in denen die daraus sich er- 
gebende Verpflichtung, den Kranken zu endassen, zu 
Nachtheilen für diesen selbst oder für die Gesellschaft 
führen kann. 

Bekanntlich hat der Staatsanwalt das Recht, die 
Entmündigimg wegen Geistesstr)rung schlechtweg — 
gleichgültig ob Geisteskrankheit oder Geistesschwäche 
im Sinne des B. C}. B. — zu- beantragen. Zu seiner 
Orientirung fragt er bei den betreffenden Anstalten 
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an. Aber wie lautet diese Anfrage ? Vielfach lautet 
sie, um nur einige Beispiele zu erwähnen, so, ob 
der in der Anstalt untergebrachte X. sich gebessert 
hat, oder ob noch Aussicht auf Besserung bezw. 
Heilung besteht? Er erkundigt sich somit nur 
nach der Prognose der Sttirung, nicht nach deren In- 
tensität; und beide Momente zusammen müssen doch 
bei der Entmündigung berücksichtigt werden. Beant- 
wortet der Anstaltsarzt nun die Frage nach der Heil- 
barkeit und zwar im negativen Sinne, spricht er sich 
aber nicht' über den Grad der Störung aus — und er 
thut dies vielleicht absichtlich, getreu dem ihm von den 
Juristen bei irgend einer Gelegenheit einmal einge- 
schärften Grundsatze, er habe nichts mehr zu beantworten, 
als er gefragt werde — :, so kann es dazu kommen, dass 
sich der Gutachter in dem \'om Staatsanwälte veran- 
lassten Entmündigungsverfahren gegen die Verhängung 
der Entmündigung ausspricht; und nun soll der 
Kranke entlassen werden ? Man kann doch unmög- 
lich dem Sachverständigen zumuthen, dass er sich bei 
einer zwar dauernden, aber die Geschäftsfähigkeit 
nicht beeinträchtigenden Stönang bloss deshalb für das 
Vorhandensein der Voraussetzungen des § 6, Z. i B. G. 
B. ausspricht, um dem Kranken die ihm vielleicht 
so nothwendige Anstaltspflege zu sichern. 

Von mehreren Seiten wurde in den Beantwortungen 
meiner Anfragen hervorgehoben, dass sich die Gut- 
achter nicht so unbedenklich gegen die Entmündigimg 
ausgesprochen haben würden, wenn nach dem An- 
staltsreglement die Ablehnung der Entmündigung die 
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sofortige, zwangsweise Entlassung der Kranken nach 
sich gezogen haben würde. 

Ich habe mich dem Eindrucke nicht zu entziehen 
vermocht, dass mancher Staatsanwah eine dauernde 
Anstaltsbehandlung ohne Entmündigung sich nicht 
denken kann. So nur kann man es sich erklären, 
dass in einem Falle immerzu nach dem Befinden 
einer Kranken gefragt wurde, die an recht lästigen 
Zwangsvorstellungen litt. Ja, es wurde das Ent- 
mündigungsverfahren eingeleitet, trotzdem xorher die 
Anstalt ausdrücklich erklärt hatte, dass die übrigens 
freiwillig in der Anstalt sich aufhaltende Kranke in 
ihrer Dispositionsfähigkeit nicht im mindesten beein- 
trächtigt sei. Die Entmündigung wurde abgelehnt. 
Es vergeht wenig mehr als ein Monat nach Erstattung 
des Gutachtens, und es erscheint eine neue Anfrage, 
ob bei der Kranken eine Besserung eingetreten sei. 
Es vergeht danach wieder ein Monat, und von neuem 
erscheint die gleiche Anfrage, ob Besserung eingetreten 
ist oder doch noch erwartet werden kann, eine An- 
frage, welche seitens der Anstaltsdirection erst nach 
einer Mahnung durch die Staatsanwaltschaft beant- 
wortet wurde. Ein schon vor Jahren eingeleitetes 
Entmündigungsverfahren gegen diese Kranke, als sie 
zum ersten Male in der gleichen Anstalt war, hatte 
ebenfalls nicht zur Interdiction geführt. 

Man sollte nun meinen, dass der Staatsanwalt von 
der Einleitung des Entmündigungsverfahrens absieht, 
wenn von seiten der Anstalt noch Heilbarkeit oder 
Besserung der Psychose in Aussicht gestellt wird. 
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Diese Möglichkeit sieht die preussische Ministerial- 
Verordnung vom 2 8. XI. 99 (§ 4. Satz i) ausdrücklich 
vor, wenngleich sie nur besagt, dass bei Heilbaren die 
Stellung des Antrags auf Entmündigung seitens der 
zuständigen Staatsanwaltschaft ausgesetzt werden kann, 
aber nicht anordnet, dass sie ausgesetzt werden muss. 
Trotz Heilbarkeit der Psychose wird aber oft genug 
seitens der Staatsanwaltschaft die Entmündigung be- 
antragt 

Noch vor kurzem erfuhr ich von einem solchen 
Fall. Der Staatsanwalt beantragte die Entmündigung, 
obwohl der Kranke als noch besserungsfähig hingestellt 
wurde. Im Laufe des Verfahrens stellte es sich, um 
dies hier mitzutheilen , heraus, dass der Kranke an 
Paranoia litt; da aber keine Bedenken gegen seine 
Entlassung vorlagen, erfolgte diese, und das veran- 
lasste das Amtsgericht wieder zu der Rückfrage, ob 
das auf unheilbare Paranoia lautende Gutachten — 
trotz der Entlassung — aufrecht erhalten wird, und 
event. wie das eine mit dem andern in Einklang zu 
bringen ist. Die Anstalt wies in ihrem Schreiben 
nachdrücklich und zutreffend darauf hin, dass die 
beiden Begriffe der Unheilbarkeit und Anstaltspflege- 
bedürftigkeit nichts miteinander zu thun haben. 

In einem weiteren Falle wurde das Entmündigungs- 
verfahren betrieben, obwohl die Anstaltsdirektion er- 
klärte, die Psychose werde voraussichtlich in wenigen 
Monaten geheilt sein, und hinzufügte, eine Bestellung der 
Pflegschaft sei bei dem Fehlen einer Verständigung ohne 
weiteres möglich. In diesem Falle war die Einleitung 
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des Entmündigungsverfahrens um so unnöthiger, als es 
si( h um die Regelung einer einzigen, leicht überseh- 
baren kaufmännischen Angelegenheit handelte. Die 
Entmündigung wurde entsprechend dem Gutachten 
mit Rücksicht auf die bald zu eru'artende und in- 
zwischen auch eingetretene Genesung abgelehnt. Nach. 
§ 662 C. P. (). war dem Betreffenden der die Ent- 
mündigung ablehnende Beschluss zuzustellen ; das^ 
erschien bei der Form der Ps}xh()se aber eben 
so wenig angängig wie die persfmliche Vernehmung 
(s^ 654 C.P.O.). 

Es entspricht durchaus dem Sinne des Gesetzes, 
dass vorwiegend dauernde, wenn auch nicht gerade 
unheilbare Stönmgcn den Anlass zu einer Entmündig- 
ung geben sollen. S 4 Satz i der Min. Anw. vom 
28. XL 99 bestimmt, dass die Stellung des An- 
trages auf Entmündigung ausgesetzt werden kann, 
wenn baldige Genesung zu erwarten steht, und dabei 
muss immer berücksichtigt werden, dass Geistes- 
störungen überhaupt eine längere Zeit zur Heilung 
gebrauchen als die Mehrzahl anderer Aflfektionen. 

Mit obiger Auffassung stimmt auch die des Reichs- 
gerichts überein (vgl. Entscheidungen in Civilsachen^ 
Bd. 14, S. 248. Bd. 16, S. 236. Bd. 38, S. 191, cf. 
Entscheidungen in Strafsachen Bd. 7, S. 426). Um' 
so mehr kann in solchen Fällen die Verhängung der 
Entmündigung ausgesetzt werden, als hier die Pfleg- 
schaft nach S 1910 B. G. B. genügt. Vorausgesetzt ist 
dabei freilich, dass die Anwendung des Begriffs der 
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Verständigung bzw. Einwilligung keine Schwierigkeiten 
macht, und dass die Befugnisse des Pflegers auf die 
gerade in Betracht kommenden Geschäfte ausgedehnt 
werden. Das Institut der Pflegschaft lässt ja eine solche 
vom Vormundschaftsgericht zu regelnde Ausdehnung 
bzw. Einengung der darunter fallenden Obliegenheiten 
zu, sodass es nach dem Umfange seines Wirkungskreises 
dem der Vormundschaft recht nahe kommen kann, 
ebenso wie es sich auch nur auf eine einzige Angelegen- 
heit erstrecken kann. Nothwendigenfalls kann immer 
noch S 191 1 B. G. B. aushelfen. Gewiss hat der Kranke 
das Recht, die Aufhebung der Pflegschaft zu bean- 
tragen, aber auch nur dann, wenn eine Verständigung 
mit ihm möglich ist, mit anderen Worten nur dann, 
wenn seine Willenserklärung mit Rücksicht auf den 
pathologischen Geisteszustand rechtliche Würdigimg be- 
anspruchen darf. Bei dieser Gelegenheit sei darauf hin- 
gewiesen, dass § 3 Abs. 2 des Erlasses des Ministeriums 
der Justiz, des Kultus und des Unterrichts in Baden 
ausdrücklich anordnet, dass die Stellung des Antrags, 
auf Entmündigung ausgesetzt werden kann, wenn be- 
reits ein Pfleger im Sinne des S 1910 Abs. 2 B. G. B. 
bestellt ist. 

Aus dem letzten Satze des ^ 4 der Mi nisterial- An- 
weisung vom 28. XL 1899 („Jedoch darf der Antrag^ 
nicht verzögert werden, wenn die Besorgniss einer 
sachlich nicht gerechtfertigten Beschränkung der persön- 
lichen Freiheit durch Unterbringung in einer Anstalt 
obwaltet*^) kann aber die Berechtigung oder vielmehr 
Nothwendigkeit eines akti\en Vorgehens der Staats- 
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anwaltschaft bei heilbaren Psychosen nicht unbedingt 
gefolgert werden. 

Die oberste Voraussetzung für die Einleitung der 
Entmündigung ist im § 2 der betreffenden Anweisung 
wiedergegeben; sie betrifft die schon mehrfach er- 
wähnte Beeinträchtigung der Geschäftsfähigkeit. Die 
weitere, wenn man will, principiell weniger wichtige 
Voraussetzung ist die, dass die Störung dauernd ist. 
Sind diese beiden Voraussetzungen gegeben, dann 
muss der Antrag auf Entmündigung möglichst bald 
gestellt werden, wenn die gedachte Besorgniss besteht ; 
selbstverständlich kann der Staatsanwalt auch weiter- 
hin, nach der Stellung des Antrags, das Entmündigungs- 
verfahren beschleunigen. Ich meine, dass diese Auf- 
fassung der Ministerial- Anweisung sich ungezwungen 
aus den einschlägigen Bestimmungen crgiebt. 

Nebenbei möchte ich bemerken, dass ich letzthin 
unter den periodischen Anfragen der Staatsanwaltschaft 
bei der Anstaltsdirection des öfteren der Frage be- 
gegnet bin : „Befindet sich der X. wider seinen Willen 
dort?" 

Andere Male und, wie mir scheint, neuerdings 
mehrfach fragt die Staatsanwaltschaft an: Ist der X. 
gemeingefährlich? Ist seine Entmündigung im öffent- 
lichen Interesse geboten? 

Ein derartiges Vorgehen ist insofern ungewöhnlich, 
als die Beantwortung solcher oder ähnlicher Fragen 
uns von seiten der Richter vielfach nicht zugemuthet 
oder auch nur zugestanden wird. Doch diese Frage 
lassen wir bei Seite. Nehmen wir an, der Anstalts- 
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arzt hält den in seiner Anstalt untergebrachten Kranken 
für gemeingefährlich; der Staatsanwalt beantragt da- 
raufhin schon die Entmündigung. Der Sachverständige 
stellt sich gegebenenfalls auf den Standpunkt, dass^ 
Gemeingefährlichkeit allein keinen Grund zur Ent- 
mündigung abgiebt (cf. Reichsger.-Entscheidung Bd. 38 
Nr. 50, cf. Abs. 2-^2 der Min.- Anw. vom 28. XI. 99 : 
„Aus einem anderen als dpm bezeichneten Grunde [d. 
i. das Unvermögen, seine Angelegenheiten zu besolden; 
unter Angelegenheiten sind nicht nur Vermögensan- 
gelegenheiten, sondern die gesammten Lebensverhält- 
nisse, z. B. auch die Sorge für die eigene Person, 
die Sorge für Angehörige, die . Erziehung der Kinder 
u. dgl. zu verstehen] darf die Entmündigung nicht 
erfolgen, insbesondere nicht lediglich aus polizeilichen 
Rücksichten oder im ausschliesslichen Interesse anderer 
Personen"). Uebrigens vertritt auch, wie mir berichtet 
wurde, die Staatsanwaltschaft einer Grossstadt in der 
Praxis von jeher consequent den Standpunkt, dass die 
Entmündigung nicht sicherheitspolizeilichen Zwecken 
dienen dürfe. Die Entmündigung wird dann vielleicht 
in einem solchen Falle abgelehnt, entsprechend dem 
Tenor des Gutachtens; und nun soll der gemeinge- 
fährliche Kranke entlassen werden, vorausgesetzt, dass^ 
das in Betracht kommende Reglement diesen Spezialfall 
nicht vorgesehen hat, wie etwa die Bestimmungen 
des Königreichs Sachsen? Was wird die Polizei» 
behörde dazu sagen, die den Kranken grade wegen 
seiner Gemeingefährlichkeit intemirt hat? Wer wird 
für die Folgen aufkommen? Da, wie schon oben er- 
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wähnt, in solchen Fällen bei dem Betriebe der Frivat- 
anstalten § 1 1 — 12 der Minist.- Anweisung vom 26. III. 
1901, in öffentlichen Anstalten der Ministerial-Erlass 
vom 15. VI. 1901 in Betracht kommt, so> dürfte es 
in irgend wie bedenklichen Fällen entweder nicht zur 
Entlassung kommen, oder eine entsprechende Vorsi^rge 
wird getroffen werden. 

Dass es solche Fälle in Wirklichkeit giebt, Fälle, in 
denen die Psychose die Geschäftsfähigkeit nicht im 
mindesten beeinflusst, aber zu gemeingefährlichen Hand- 
lungen Anlass giebt, in denen daher die Verhängung 
der Vormundschaft nicht angängig erscheint, ist ja 
sicherlich selten. Aber sie kommen doch vor, und 
anderenorts (cf. Hoche's Handbuch der gerichtlichen 
Psychiatrie pag. 245) habe ich über einen solchen 
Fall des ausführlicheren berichtet. Folgendes wird hier 
genügen : 

Ein Fuhrmann X. hatte eines Tages den Y. an- 
geschossen und zwar deshalb, weil Y. ihm seine frü- 
here Geliebte, mit der er schon lange verkehrt und 
auch ein Kind gei:eugt habe, abspenstig gemacht und 
sie geheirathet habe; Y. hindere seine Frau mit Ge- 
walt daran, zu ihm, dem X., zurückzukehren. Da 
sich bei der gerichtsärztlichen Untersuchung diese 
Vorstellungen als unmotivirt und somit als krankhaft 
erwiesen, wurde das Strafverfahren eingestellt, und X., 
der aus seinen noch vorhandenen Racheabsichten gegen 
Y. nicht das mindeste Hehl machte, der Anstalt über- 
geben. Nach Jahresfrist wurde das Entmündigungsver- 
fahren eingeleitet. Hierbei ergab sich, dass X. bereits 
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.seit Jahren die gleichen Wahnideen hatte, ohne sie in 
für ihn bedenkliche oder gar %'erbrecherische Hand- 
lungen umzusetzen. Eine beachtenswerthe Beein- 
trächtigung der bürgerlichen Selbständigkeit Hess sich 
•nicht nachweisen, weder an der Hand des Vorlebens 
noch der Anstaltsbeobachtung. 

Indess bedurfte X. im Interesse der Sicherheit 
•des Y. der ferneren Anstaltspflege, und er war in der 
Besorgung seiner Angelegenheiten noch weiterhin be- 
hindert, da er nicht gleich anderen Kranken freie 
Bewegung erhalten konnte. Er war somit nur indirect, 
-auf dem Umwege der durch die Gemeingefährlich- 
keit bedingten Anstaltsinternirung, in seiner civilrecht- 
Jichen Stellung geschädigt. 

Das Gutachten stellte es dem Ermessen des 
Amtsrichters anlieim, ob eine solche Geistesstr)rung 
unter den § 6 Z. i B. G. B. falle. 

In den Gründen des Entmündigungsbeschlusses 
wurde darauf hingewiesen, dass X. mit höchster 
Wahrscheinlichkeit den Mordversuch erneuern werde, 
dass er sich also mit der menschlichen Gesellschaft, 
bezw. mit den zum Schutze der menschlichen Ge- 
sellschaft gegebenen Gesetzen in Widerspruch setzen 
werde. 

„Wenn nun", fährt der Entmündigungsbeschluss 
fort, „das Gesetz die Entmündigung von der Un- 
fähigkeit, seine Angelegenheiten zu besorgen, ab- 
hängig macht, so hat es diese Angelegenheiten 
keineswegs auf die vermögensrechtlichen beschränken 
-wollen ; vielmehr will es den Kranken auch gegen die 



Digitized by VjOOQIC 



— 32 - 

nachtheiligen Folgen schützen, die aus der Unfähig- 
keit der S(^rge für seine eigene Person, insbesondere 
auch aus der Unfähigkeit, die Bethätigung unbewusst 
verbrecherischer Neigungen zu unterdrücken, entstehen. 

Dass letzteres bei X. — wenigstens noch für 
eine längere Zeitdauer — der Fall ist, muss mit den 
Sachverständigen angenommen werden". 

X. wurde somit entmündigt. Dass und warum 
der Entmündigungsbeschluss anfechtbar ist, habe ich 
am genannten Orte auseinandergesetzt. 

Stellt sich das Amtsgericht mit dem Gutachter 
auf den oben angeführten, ich gebe zu, vielfach an 
gegriffenen Standpunkt des Reichsgerichts, dann hätten 
die Verwandten ja ein recht einfaches Mittel, ihren in 
der Anstalt gegen ihren oder seinen Willen unterge- 
brachten Angehörigen aus der Anstalt zu befreien. 
Vorausgesetzt ist dabei freilich, dass das Amtsgericht 
dem Antrag auf Einleitung des Ei\tmündigungs- Ver- 
fahrens überhaupt Folge giebt, ohne vorheriges Be- 
nehmen mit der Anstalt; und das letztere kommt 
anscheinend doch des öfteren vor. 

Es kann" sich femer natürlich ereignen, dass die 
Anstalt den Kranken in dem der Einleitung des Ent- 
mündigungsverfahrens zu Grunde liegenden Atteste 
für unheilbar erklärt, dass aber die bis zur Einleitung 
des Entmündigungs- Verfahrens verstreichende Zeit 
lehrt, dass er noch besserungsfähig und daher nicht 
zu entmündigen ist. 

Ungewollt schadet der Arzt seinem Kranken, wenn 
er durch sein entgültiges Gutachten eine Ablehnung der 
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Entmündigung und somit seine Entfernung aus der 
Anstalt herbeiführt. Bei periodischen Psychosen wird 
man mit einer solchen Möglichkeit um so mehr zu 
rechnen haben, als einmal eine lange Krankheitsdauer 
vorliegen kann, und als uns andrerseits Ueberraschimgen 
hinsichtlich der Prognose gerade hier durchaus nicht 
erspart bleiben. 

Es ist des öfteren Bezug genommen auf die Art 
der Anfrage, die der Staatsanwalt an die Anstalts- 
direction richtet, um sich über die Frage zu orientiren, 
ob ein Bedürfniss zur Entmündigung vorliegt. Am . 
einfachsten und zweckentsprechendsten ist, meine ich, 
die Frage so zu formuliren : „Ist die Geistesstörung 
des dort untergebrachten X. voraussichtlich unheilbar? 
Wenn ja, hindert sie ihn, seine Angelegenheiten zu 
besorgen ?" Es kann dann immer noch die Frage an- 
geschlossen werden, ob nach Ansicht der Direction 
ein besonderer Anlass vorliegt, der die Bestellung 
einer Vormundschaft oder Pflegschaft wünsch enswerth 
erscheinen lässt. 

Eine andere Möglichkeit ist die, dass der Staats- 
anwalt aus irgend einem Grunde den Antrag auf 
Entmündigung stellt, dass das Gutachten des Sach- 
verständigen aber, da der Staatsanwalt eine Entmün- 
digung nur wegen Geistesstörung beantragen kann, 
zu einem negativen Schluss kommt, da der zu Ent- 
mündigende an Trunksucht leidet. Man kann frei- 
lich einwenden, Trunksucht sei auch eine Geistes- 
störung, und ich bin gewiss" der letzte, diesen Stand- 
punkt zu leugnen. Vor dem Civilrichter würde ich 

3 
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diesen Standpunkt aber nicht einnehmen. Den eifrigen 
und langjährigen Bemühungen der Aerzte ist es ge- 
lungen, die Trunksucht als einen weiteren Grund 
zur Entmündigung einzuführen, und an uns liegt es, 
den Nachweis zu erbringen, wie nothwendig eine 
solche Maassregel ist, und wie segensreich sie wirken 
kann, wenn die Kenntniss der Möglichkeit der Ent- 
mündigung wegen Trunksucht in weitere Kreise dringt, 
und wenn die Entmündigung in allen passenden Fällen 
stattfindet. An Gelegenheit, die Existenzberechtigung 
der Entmündigung wegen Trunksucht zu erweisen, 
fehlt es uns wahrlich nicht. 

Würde gegebenenfalls die Ablehnung der Ent- 
mündigung die Entlassung des Trunksüchtigen her- 
beiführen, so würde daraus nur das Bedenkliche der 
'vorliegenden Bestimmung hervorgehen, und schliesslich 
würde das Fehlen der Befugniss der Staatsanwaltschaft, 
auch bei Trunksüchtigen die Entmündigung zu bean- 
tragen, ins rechte Licht gesetzt. Daraus würde sich 
denn auch das Unlogische ergeben, das darin liegt, 
dass der Staatsanwalt einmal die Irrenanstalt über- 
wachen soll, und dass er andrerseits kein Recht hat, 
bei den Trunksüchtigen, die bei dem Fehlen von 
Trinkerheilanstalten vorläufig noch in Irrenanstalten 
untergebracht werden, die Entmündigung zu bean- 
tragen, um so den nach mancher Ansicht einzigen 
Weg einzuschlagen, sich von dem Vorhandensein der 
Berechtigung zur Anstaltsintemirung zu überzeugen. 
Schliesslich kann ja der Staatsanwalt den Verwandten 
rathen, gegen ihren kranken Angehörigen die Ent- 
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inündigung wegen Trunksucht zu beantragen. Wird 
er aber damit vielen Erfolg haben ? 

An der hiesigen Anstalt werden wir demnächst 
einen, solchen Fall zu verzeichnen haben, und wenn 
es dennoch nicht zur zwangsweisen Entlassung des 
Trunksüchtigen kommen wird, der viele Schandthaten 
begangen hat, so wird daran nur der Umstand schuld 
sein, dass die Familie inzwischen den Antrag auf 
Entmündigung wegen Trunksucht gestellt haben wird. 
Andernfalls wird der Kranke nach Ablehnung der Ent- 
mündigung entlassen werden müssen und, da niemand 
sonst sich um ihn kümmert, wieder nach Hause gehen 
müssen. Die häuslichen Verhältnisse sind hier aber 
die denkbar ungünstigsten, und der Kranke \\*ird 
voraussichtlich sich sehr bald wieder der Trunksucht 
ergeben. 

In einem mir bekannten Falle hatten 2 Sachver- 
ständige den an alkoholismus chronicus Leidenden für 
blödsinnig erklärt. Der Amtsrichter erklärte aber, 
dass er mit seinem Gerichtsschreiber nicht den Ein- 
druck bekommen habe, dass der zu Entmündigende 
blödsinnig sei; er mache lediglich den Eindruck eines 
Alkoholisten. Da der zu Entmündigende zudem 
seinen Zustand in treffender Weise selbst erklärte und 
darlegte, so . wurde die Entmündigung abgelehnt, ob- 
wohl im Gutachten nachdrücklich auf die Möglich- 
keit des erneuten Ausbruchs eines Delirium tremens 
und dessen Folgen hingewiesen wurde. Dieser Ein- 
wand wurde richterlich erseits dadurch widerlegt, dass 
auch auf andere Weise für den Pro^'ocaten gesorgt 

3* 



Digitized by VjOOQIC 



- 36 - 

werden könne, durch Aufnahme in eine Krankenan- 
stalt etc., eine Annahme, welche schlagend beweist, 
wie wenig der Amtsrichter von der Trunksucht und 
ihrer Behandlung verstand. Die vom Staatsanwalt 
erhobene Beschwerde hatte keinen Erfolg. Der Mann 
musste entlassen werden. Bald darauf wurde er ver- 
haftet wegen Bettelei und Landstreicherei; ins Unter- 
suchungsgefängniss gebracht, hing er sich auf. Eine 
bei den Akten befindliche copirte Schriftprobe lässt einen 
deutlichen Tremor erkennen, und dass das Suicidium 
die Folge eines neuen Delirium tremens ist, ist eine 
Annahme, die zu nahe liegt, als dass man nicht an 
sie denkt; hatte er doch selbst vorher geklagt über 
Krampfanfälle und das Gefühl von Kranksein ; zum 
mindesten handelte es sich um eine erneute Alkohol- 
intoxikation. 

Ebenso berechtigt ist aber auch die weitere An- 
nahme, dass der Selbstmord höchstwahrscheinlich 
nicht passirt wäre, wenn der Kranke noch weiter 
hätte in der Anstalt verbleiben dürfen.. Die gewalt- 
same Entfernung des Kranken aus der Anstalt war 
hier um so riskanter, und das Unglück um so mehr zu er- 
warten, als schon mehrfache Versuche einer Entlassung 
fehlgeschlagen waren. 

Nur der Vollständigkeit halber sei der richteriiche 
Einwand erwähnt, dass auch in Irrenanstalten sich 
Selbstmorde in allerlei Formen ereignen; eines wei- 
teren Kommentars enthalte ich mich. Ueber die 
Entmündigungsreife dieses Alkoholisten wage ich nicht 
zu urtheilen. 
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Wenn der Amtsrichter, von dem traurigen Aus- 
gang der Angelegenheit benachrichtigt, schrieb, es 
könne im Interesse der Kranken Hegen, die Ent- 
scheidung über ihren Geisteszustand, solange dieser 
zweifelhafter Natur sei, nicht voreilig zu betreiben, 
so werden wir dem sicherlich und unbedingt beistimmen 
können. 

Schliesslich habe ich noch erfahren, dass es in 
einer Grossstadt hin und wieder vorgekommen ist, 
dass nicht die Anstaltsärzte zu Gutachtern ernannt 
wurden, und dass das von anderen Aerzten erstattete 
negative Gutachten zu einer Ablehnung der Ent- 
mündigung führte. Bei gefährlichen Irren fragte die 
Polizei bei der Anstalt an, ob auch nach deren Er- 
messen der betreffende Kranke genesen sei. Im ver- 
neinenden Falle wurde das Verfahren erneuert. Weitere 
Einzelheiten vermag ich leider nicht anzugeben. 

Abgesehen von zwei Fällen ist bisher immer 
angenommen, dass das Gutachten des Sachver- 
ständigen sich gegen die Entmündigung ausspricht, 
und dass diesem Gutachten Folge gegeben wird. Oft 
genug passirt freilich auch das Umgekehrte, dass der 
Gutachter die Entmündigung befün^ortet, der Richter 
sie ablehnt. Ks ist ja dem freien Ermessen des Rich- 
ters überlassen, den Standpunkt des Sachverständigen 
zu theilen oder abzulehnen. Auf die Frage, ob in 
jedem Falle das Sachverständigen-Gutachten zutrifft, 
kann und braucht hier natürlich nicht eingegangen zu 
werden. Wohl aber darf darauf hingewiesen werden, 
wie erstaunlich oft die Unkenntniss des Richters im 
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Gebiete der Psychiatrie ist; das erscheint bei dem 
heutigen Bildungsgange des Juristen nicht sonderlich 
auffallend. Jedenfalls sollten nur ältere Juristen mit 
Welterfahrung über diese so einschneidende civilrecht- 
liehe Frage entscheiden. Dass Referendare die Ver- 
nehmung des zu Entmündigenden (§ 654 C. P. O.) 
vornehmen, dürfte heute wohl nicht mehr vorkommen. 
Wer vielen Entmündigungsterminen beigewohnt hat, 
wird sich wundern, wie wenig Pathologisches dem 
einen Juristen genügt, um eine auch civilrechtlich be- 
deutsame Psychose zu erkennen, wie viele Abweich- 
ungen der andere Jurist noch in die physiologische 
Breite fallen lässt. 

In einem mir bekannt gewordenen Falle — ich 
verfüge bisher noch nicht über eigene Beobachtungen 
— Hess sich der Richter anscheinend dadurch beein- 
flussen, dass die Kranke eine gewisse Krankheitsein- 
sicht heuchelte und sich schriftlich bereit erklärte, ihre 
Ideen aufzugeben. 

Der genauere, nach verschiedenen Richtungen hin 
bemerkenswerthe Sachverhalt, der mir erst bei der 
Correktur bekannt wurde, war übrigens folgender: 

Die leicht schwachsinnige und an ausgesprochener 
Verrücktheit leidende Dame glaubte sich von einem 
Pastor geliebt, und da es infolgedessen mehrfach zu 
unliebsamen Vorkommnissen gekommen war, wurde 
die Kranke einer Anstalt übergeben. Nach einiger 
Zeit wurde der Entmündigungsantrag seitens der 
Staatsanwaltschaft gestellt. Die Vernehmung fand in 
zwei langen Terminen statt ; in der Zwischenzeit wurde 
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der Pastor zeugen eidlich darüber vernommen, ob und 
in wieweit er der zu Entmündigenden Grund zu der 
Annahme gegeben habe, von ihm geliebt zu werden. 
Auch im zweiten Tennine konnte sich der Amtsrichter 
von dem Vorhandensein einer Geistesstörung nicht 
überzeugen, da die Kranke sich sehr vorsichtig be- 
nahm, vielfach dissimulierte und manche ihrer Hand- 
lungen als Scherz hinstellte. Er gab vielmehr in 
Gegenwart der zu Entmündigenden zu Protokoll, dass 
sie geistesgesund sei; zugleich Hess er sie eine Er- 
klärung unterschreiben, dass sie zugebe, dass ihre 
Auffassung in vielen Dingen eine irrige, ja ^krankhafte 
sei und dass sie verspreche, den Pastor niemals mehr 
irgendwie zu belästigen. Nebenbei sprach der Amts- 
richter im Beisein der Kranken von deren baldiger 
Entlassung. Der hinzugezogene Anstaltsarzt scheint eine 
mehr passive Rolle gespielt zu haben. Jedenfalls wurde 
er nicht über seine Auffassung des Geisteszustandes 
befragt; ebensowenig wurde ein schriftliches Gutachten 
eingefordert, wie es sonst an der betreffenden Anstalt 
die Regel war; der Amtsrichter erklärte ein solches 
für unnöthig. Der Amtsrichter benachrichtigte den 
Staatsanwalt, er werde die Entmündigung nicht aus- 
sprechen; daraufhin zog dieser seinen Antrag zurück. 
Der Arzt hatte inzwischen dem betreffenden Amtsge- 
richt, um allen Älissdeutungen vorzubeugen, einen 
kurzen Bericht eingesandt und darin betont, dass von 
einer Genesung keine Rede sein könne; die Kranke, 
die Nichtentmündigung und Entlassung für identisch 
halte, habe die Erklärung unterzeichnet, um die Frei- 
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heit wieder zu erhalten. Dass die Kranke schon am 
Tage nach dem Entmündigungs-Termin ihre Erklärung 
zurückzog, brauche ich wohl kaum noch hinzuzu- 
fügen. 

Da die Anstalt nicht officiell über den Ausgang 
des Entmündigungs- Verfahrens benachrichtigt wurde, 
kam es nicht zu einer zwangsweisen Entlassung. 

Inzwischen ist aber die Kranke in einem neuen 
Entmündigungs- Verfahren, bei dem ein anderer Amts- 
richter und ausser dem Anstaltsarzt noch der Kreis- 
physikus thätig war, entmündigt. 

In einem zweiten Falle wurde die Entmündigung 
nicht ausgesprochen, obwohl der Director einer Irren- 
klinik diese in einem ausführlich motivirten Gutachten 
befürwortet hatte, dem auch noch der Gerichtsarzt 
beitrat. Der zu Entmündigende, ein Rittergutsbesitzer, 
welcher in seinen Angstanfällen altemirend sein Gut 
verkaufte und dann wieder zurücknahm oder ein 
anderes kaufte, hat dadurch sein Vermögen verloren. 
Man wird mir entgegnen, § 105, Abs. 2 des B. G. B. 
könne hier immer noch aushelfen. Das trifft zu ; aber 
es bedarf dann immer noch des jeweiligen Nachweises 
des Vorhandenseins der vorübergehenden Störung der 
Geistesthätigkeit zur kritischen Zeit, und da fragt es 
sich denn doch, ob nicht mit einer Entmündigung 
wegen Geistesschwäche die Interessen des Ritterguts- 
besitzers ausgiebiger und zweckentsprechender gewahrt 
worden wären. 

In einem dritten Falle — um nur diese wenigen 
Fälle hier anzuführen — glaubte der Richter erst dann 
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an das Vorhandensein einer Geistesstörung bei dem 
an Eifersuchtswahn auf dem Boden des Alkoholismus 
Leidenden, als ihm dieser sagte, der und der übe 
jeden Tag und jede Nacht 5 mal mit seiner Frau 
den Beischlaf aus. Alle andern Momente erschienen 
dem Richter nicht beweisend, da die Angaben des 
Kranken doch der Möglichkeit entsprechen konnten. 

Ich möchte es nicht unterlassen, hier eine Be- 
merkung mitzutheilen, die sich in einer der Antworten 
auf meine Anfrage findet: „Wenn der Richter im 
Gegensatz zu dem ärztlichen Gutachten die Ent- 
mündigung ablehnt, so sollte dem Gutachter das Recht 
eingeräumt sein, eine weitere Beobachtung und Be- 
gutachtung durch einen zweiten Irrenarzt zu verlangen, 
dessen Urtheil dann entscheidend sein soll." 

Sind mehrere Gutachter bei einem Entmündigungs- 
verfahren betheiligt, und spricht sich der eine Gutach- 
ter für, der andere wider die Entmündigimg aus, so 
wird in der Mehrzahl der Fälle der Richter geneigt 
sein, dem Sachverständigen zu folgen, der die Ableh- 
nung der Entmündigung befürwortet. Unbewusst 
wird sich hierbei mancher Richter leiten lassen von 
der durch verschiedene Sensationsprocesse gezüchte- 
ten, aber nicht gar so sehr berechtigten P'urcht vor 
ungerechtfertigter Entmündigung. 

Dass also Entlassungszwang nach Ablehnung der 
Entmündigung zu manchen Bedenklichkeiten führt, 
die sich zweifellos vermeiden Hessen, wenn man die 
beiden Begriffe nicht zwangsweise zusammenfügte, ist 
schon an den entsprechenden Stellen betont worden. 
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In einem andern Falle musste — um weitere Fälle 
anzuschliessen — eine paranoische Person entlassen 
werden, weil noch Aussicht auf Besserung bestand,, 
und daher das Gutachten eine Ablehnung der Ent- 
mündigung befürwortete. Kaum war die Frau ent- 
lassen, als sie auf Grund ihrer wahnhaften Vorstellungen 
zu den grössten Störungen der öffentlichen Ruhe und 
Ordnung Veranlassung gab. Insbesondere richteten 
sich ihre verbalen und thätlichen Angriffe gegen den 
celebrirenden Priester in der Kirche und führten 
schliesslich zu ihrer polizeilichen Intemirung, nachdem 
der Priester schriftlich einen Antrag auf Sicherung 
seiner Kirche, seiner Gemeinde und seiner Person 
eingereicht hatte. 

Ein anderer Kranker litt an lebhaften Verfolgungs- 
ideen und Sinnestäuschungen, und da er leicht gefährlich 
werden konnte, so wurde er der betreffenden Anstalt, 
die ihn kurz vorher nach Ablehnung seiner Entmün- 
digung hatte entlassen müssen, wieder zugeführt. Die 
Wiederaufnahme wurde aber rundweg und mit Erfolg 
abgelehnt, da sich der Zustand des Kranken seit seiner 
Entlassung nicht im mindesten geändert habe. So oft 
sich eine Gemeinde an die Direction der betreffenden 
Anstalt wandte, wurde sie an den Staatsanwalt ver- 
wiesen, der die Entlassung der betreffenden Person 
verfügt hatte. Es dauerte geraume Zeit, ehe eine 
andere Anstalt sich zur Aufnahme bereit erklärte. 
Das Komische an der Sache war noch der Umstand^ 
dass das im Entmündigungs- Verfahren abgegebene 
Gutachten betonte , der Kranke könne noch durch 
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ein längeres Anstaltsregime so weit gebessert werden,, 
dass er in Privatpflege gegeben werden könne. Diese 
Möglichkeit war nun aber Dank jener Bestimmung 
ausgeschlossen. 

Und wenn in einer Provinz der Landeshauptmann 
das Recht hat, das ausnahmsweise Verbleiben von 
Kranken in der Anstalt anzuordnen, deren Entmün- 
digung zwar abgelehnt ist, deren Abholung die Ver- 
wandten oder Behörden mit dem Hinweis auf das 
Vorhandensein einer mit Gemeingefährlichkeit ein- 
hergehenden Geistesstörung verweigern, so beweist 
das wohl schlagend genug das Unlogische, das in 
dem Erlass einer solchen Vorschrift liegt — 

Man kann und wird mir entgegenhalten, das Er- 
gebniss meiner Anfragen sei nicht sehr gross, und 
man wird daraus folgern wollen, dass die aus der ge- 
dachten Bestimmung sich ergebenden Schädlichkeiten 
leicht überschätzt würden. Dieser Einwurf erscheint 
mir nicht unbedingt zutreffend. Das beigebrachte 
Material kann, wie schon gesagt, auf Vollständigkeit 
keinen Anspruch erheben. Der Auskunftgeber hat 
einschlägige Fälle nicht stets bei der Hand, und man 
weiss, wie schwierig es ist, sie aus den Akten heraus- 
:^suchen. Hierzu kommt noch der Wechsel in der 
Leitung der Anstalten oder deren Stellvertretung. 
Weiterhin müsste die Annahme gemacht werden, dass 
die Bestimmung da, wo sie besteht, immer streng be- 
folgt wird. Das kann natürlich nur dann der Fall 
sein, wenn die Direction officiell von der Ablehnung 
der Entmündigung Kenntniss erhält. Ob das immer 
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•der Fäll ist, obwohl § 9 der Ministerial- Verfügung 
vom 28. XL 1899 vorschreibt, dass die Staatsanwalt- 
tjchaft die Anstaltsdirection über jeden Beschluss im 
Entmündigungs- Verfahren benachrichtigt, möge dahin 
gestellt bleiben. 

Freilich muss nach § 662 C. P. O. der die Ent- 
mündigung ablehnende Beschluss demjenigen, dessen 
Entmündigung beantragt war, von Amtswegen zugestellt 
werden. Erfolgt die Zustellung direct, mit Umgehung 
der Direction, so erfährt diese nicht unbedingt etwas 
davon. Um so weniger wird sie davon Kenntniss er- 
halten, wenn sie den sicherlich beachtenswerthen 
Standpunkt vertritt, möglichst alle Briefe dem Kranken 
geschlossen zukommen zu lassen. Das Richtigste 
wäre es, wenn, um dieses Princip consequent durch- 
führen zu können, alle Schriftstücke von Behörden, 
die für kranke Anstaltsinsassen bestimmt sind, diesen 
direct und gleichzeitig in Abschrift der Direction zur 
Kenntnissnahme und ev. weiteren Veranlassung zu- 
gingen. 

In anderen Fällen geht der Entlassene, der aller 
Familie bar ist, im Strome der Welt unter, ohne dass 
einer etwas von ihm später erfährt. Dann wieder 
werden die Verwandten sich scheuen, alles offen zji 
berichten. Oder es besteht auch die Möglichkeit, dass 
gegen den die Entmündigimg ablehnenden Beschluss 
Beschwerde erhoben wird, welch' letztere Erfolg hat; 
dann wird es zu einer zwangsweisen Entlassung natür- 
lich nicht kommen. 

Ich bin überzeugt, dass, wenn man alle Fälle er- 
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fährt und zusammenstellt, die Auslese nicht so gering 
sein wird, und das Principwidrige einer solchen Be- 
stimmung wird sich dann auch durch zahlreiche That- 
sachen sattsam erweisen lassen. Aber selbst zugegeben,, 
dass die Praxis wenig Unzuträglichkeiten zu Tage 
förderte, so würde ich dennoch der Einführung oder 
Beibehaltung einer solchen Bestimmung nicht bei- 
pflichten können, die zwei so verschiedenartige Frage- 
stellungen mit einander vermischt. 

Diesem Einwände verschliessen sich die Juristen 
keineswegs. Wenn sie dennoch vielfach an der Be- 
stimmung festhalten, nach der Kranke nach Ableh- 
nung der Entmündigimg entlassen werden müssen,, 
wenn sie dennoch eine solche unlogische Bestimmung 
für berechtigt halten, so muss ein gewichtiger Gegen- 
grund vorliegen: und das ist die Furcht vor unbe- 
rechtigter Freiheitsberaubung, gegen welche ein Schutz 
geschaffen werden soll. 

Auffallen muss es ja sicherlich, dass hier immer 
wieder ein Rechtsschutz verlangt wird, ohne dass 
dessen materielle Berechtigung bisher in einwandfreier 
Weise dargethan ist, während andrerseits sehr wohl 
die Frage berechtigt ist, ob denn jedes Rechtsverfahren 
alle Garantien bietet. 

Das ist ja eine der vielen psychiatrischen Fragen,, 
die immer wieder auftaucht, und somit durchaus nicht 
den Reiz der Neuheit hat ; alle Belehrung unsererseits 
fruchtet nichts, und ich will sie daher nicht nochmals 
beginnen. Nur die eine Bemerkung sei mir gestattet;. 
Gerüchte von widerrechtlicher Freiheitsberaubung. 



Digitized by VjOOQIC 



- 46 - 

werden vorzugsweise, wenn nicht nur, von solchen 
genährt, die die Anstalten gar nicht kennen oder die 
sie als Kranke kennen gelernt haben. Die Frage, ob 
eine solche Furcht berechtigt ist, lassen wir somit 
völlig bei Seite. Dass wir Psychiater aber jede zweck- 
mässige Massregel freudig begrüssen, welche jene 
Furcht nicht mehr aufkommen lässt oder beseitigt, 
ist schon zu oft betont worden, als dass das nochmals 
hier wiederholt werden müsste. 

Hier beschäftigt uns vielmehr die Frage, ob nicht 
auf andere Weise als auf diesem Umwege der Ent- 
mündigung, abgesehen von dem Aufnahmeverfahren, 
von Revisionen etc. eine Garantie geschaffen ist gegen 
eine unberechtigte Freiheitsberaubung. 

Dass die Privatirrenanstalten besonders in 
diesem Verdachte stehen, erscheint vom Standpunkte 
des Laien aus schon begreiflich. 

Indess schreibt Abs. 3 und 4 des § 10 der neuen 
Anweisung vom 26. III. 1901 vor: „Beantragt ein 
volljähriger Kranker, der weder entmündigt, noch 
unter vorläufige Vormundschaft gestellt ist, schriftlich 
r seine Entlassung, so hat der Vorstand der Anstalt, 
wenn er dem Antrage nicht stattgeben will, den An- 
trag unter Darlegung der für die Ablehnung maass- 
gebenden Gründe unverzüglich dem für die Stellung 
des Entmündigungsantrags zuständigen Ersten Staats- 
anwälte mitzutheilen. 

Wird der Entlassungsantrag wiederholt, so ist die 
^ittheilung des erneuten Antrags an den Ersten 
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Staatsanwalt nicht erforderlich, sofern der Antrag neue 
Thatsachen nicht enthält, und sich die Verhältnisse 
seit der Mittheilung des früheren Antrags nicht ge- 
ändert haben". 

Mit dem Abs. 4 kann man sich schon weniger 
als mit dem vorhergehenden einverstanden erklären. 
Wenn einmal die Verpflichtung besteht, Entlassungs- 
gesuche an die Staatsanwaltschaft zu senden, so lässt 
sich auch die Ansicht vertreten, dass dann unweiger- 
lich alle Schriftstücke abgesandt werden müssen, selbst 
auf die Gefahr hin, dass der Staatsanwalt von ihnen 
geradezu überschwemmt und durch sie belästigt wird 
und somit etwas von dem täglichen Aerger des Irren- 
arztes mit fühlt. Man wird ja bei einzelnen Viel- 
schreibern nicht jeden Brief für sich abschicken, son- 
dern damit warten, bis etliche zusammengekommen 
sind, 

„Ich glaube, die Gefahr, die jedenfalls vorliegt, 
dass die Behörden nun mit Eingaben von geistes- 
kranken Querulanten überschwemmt werden, muss man 
mit in den Kauf nehmen, um die grössere Gefahr zu 
vermeiden, dass Fälle ungerechtfertigten Festhaltens 
vorkommen" sagt Vierhaus in seinem schon mehrfach 
erwähnten Referate (Verh. des XXV. Jurist.-Tages 
Bd. III, 290, cf. ibidem pag. 354), wo Vierhaus Straf- 
bestimmungen vorschlägt gegen diejenigen, die den brief- 
lichen Verkehr eines in der Anstalt Untergebrachten 
mit den zur Aufsicht bestimmten Behörden irgend- 
wie verhindern oder erschweren. Man darf daher auch 
nicht auf den Ausweg verfallen, dass man zwar alle 
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Briefe abzusenden sich verpflichtet, aber kein Papier 
giebt. 

Es erscheint nicht ganz unbedenklich, dem An- 
staltsleiter die Entscheidung darüber anheimzustellen ^ 
ob der Antrag neue Thatsachen enthält, oder ob die 
Verhältnisse des Antragstellers sich nicht geändert 
haben. Eine zutreffende Entscheidung zu fällen, wird 
ja sicherlich nicht allzuschwer sein. Der Kranke aber 
findet in der subjectiven Entscheidung, auch wenn sie 
der Anstaltsarzt nach bestem Wissen und Gewissen 
trifft, nur Nahrung für neues Misstrauen, und das will 
man ja doch grade beseitigen. 

Ein ähnlicher, wenn auch belangloserer Vorwurf 
lässt sich gegen den Ministerialerlass erheben, der 
die Behandlung der Schriftstücke Geisteskranker in 
Privatanstalten regelt (vom 23. XII. 1895). Wenn 
einmal, dann soll man auch die Absendung aller 
Schriftstücke verlangen. Wenn man aber z. B. die- 
jenigen ausschliessen kann, deren Absendung den 
Interessen des Kranken widerspricht, so ist damit u. U. 
dem persönlichen Gefühle ein fast zu weiter Spielraum 
eingeräumt. 

Denn beschwert sich der Kranke über widerrecht- 
liche Einsperrung in einem Privatbriefe und veranlasst 
so die Staatsanwaltschaft indirect zur Beantragung seiner 
Entmündigung, so kann er seine zwangsweise Entlassung 
nach Ablehnung der Entmündigung herbeiführen und 
sich auf diese Weise recht bedenklich schaden. Sollen 
nun dennoch gegebenenfalls solche Briefe abgesandt 
werden ? 
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Freilich würde die Durchführung des obigen Stand- 
punktes zur Voraussetzung haben, dass der Corre- 
spondenz geisteskranker Individuen ein gewisses Ver- 
ständniss entgegen gebracht wird. Das ist aber recht, 
recht selten der Fall. 

Das traf z. B. nicht zu in einem mir bekannt ge- 
wordenen Falle, in dem der Schreiber, dessen Krank- 
heit auch aus dem Briefe wohl zu erweisen war, 
und der bisher vorwiegend in Zuchthäusern gelebt 
hatte, Aerzte einer Anstalt der Päderastie beschuldigte. 
Denn es wurden in dieser Angelegenheit ohne weiteres, 
ohne vorherige Benachrichtigung des nicht ange- 
schuldigten Directors Pfleger vernommen. 

Wie gering u. U. das Verständniss für das Leben 
und Treiben in der Irrenanstalt bei den verschiedensten 
Beh()rden sein kann, davon weiss jeder Anstaltsarzt ein 
Lied zu singen. Jede Beschwerde, m2ig sie noch so 
blödsinnig sein, führt zu einer Untersuchung, die nicht 
immer von Wohlwollen für den Irrenarzt getragen ist. 

Somit wird gemäss obiger Anweisung die Staats- 
anwaltschaft von allen Fällen Kenntniss erhalten 
müssen, in denen der Kranke einer Privatanstalt 
bei ihr seine Entlassung schriftlich verlangt, voraus- 
gesetzt natürlich, dass der Kranke die einschlägige Be- 
stimmung kennt; Vorschriften über die Art und Weise, 
wie die Kranken bezw. deren Vertreter von dieser 
zu ihrem Schutze bestehenden Vorschrift Kenntniss 
erhalten können, bestehen nicht Ist der des Schreibens 
kundige und fähige Kranke ausser Stande, seine 
Wünsche zu Papier zu bringen, so wird der Zustand 

4 
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wohl fast immer derartig sein, dass eine Entlassung 
nicht rathsam erscheint. 

Wenn nun freilich der Staatsanwalt aus jeder 
solchen Beschwerde Veranlassung nimmt, die Ent- 
mündigung zu beantragen, so ist damit nicht viel ge- 
holfen und dem Kranken herzlich wenig gedient, ja 
geradezu geschadet; und dann verdiente die Neuerung 
der Anweisung § lo, Abs. 3 wahrlich bald wieder 
ausgemerzt zu werden. Ja, der Kranke, welcher die 
Verhältnisse kennt, wird vielleicht grade deshalb Be- 
denken tragen, seine Entlassung zu beantragen. 

Ich meine, es wäre doch richtiger, wenn in solchen 
Fällen der Staatsanwalt ein besonderes und nur die 
Frage der persönlichen Freiheit betreffendes, von der 
Entmündigung völlig unabhängiges Verfahren einleiten 
würde. 

Fordert der Staatsanwalt ein Gutachten seitens der 
Direction ein, schliesst er gar eine persönliche Ver- 
nehmung des Beschwerdeführers und von Zeugen an, 
so ist alles das geschehen, was auch im Entmündig- 
ungsverfahren zur Ermittelung des Thatbestandes ge- 
schieht, nur mit dem Unterschiede, dass die Unter- 
suchung auf die eine Frage zugespitzt wird. Das sollte 
doch, meine ich, genügen. 

Ob nun aber nach den zur Zeit gültigen Bestim- 
mungen ein solches Vorgehen der Staatsanwaltschaft, 
wie es eben angedeutet wurde, möglich und statthaft 
ist, ist eine rein juristische Frage, auf die hier um so 
weniger eingegangen werden soll, als sie von juristi- 
scher Seite durchaus verschieden beantwortet wird. 
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Jedenfalls wurde mir von competenter juristischer 
Seite folgendes entgegengehalten: 

„Wenn der Staatsanwalt auf Grund . seiner Fest- 
stellungen die Beschwerde des Kranken abweisen 
wollte, so würde er bei der zur Zeit herrschenden 
Richtung im Falle einer weiteren Beschwerde gegen 
diesen Bescheid zu erwarten haben, dass seine vor- 
gesetzte Behörde ihn anwiese, das Entmündigungs- Ver- 
fahren einzuleiten. Um sich dem nicht auszusetzen, 
wird deshalb der Staatsanwalt lieber gleich die Ent- 
mündigung beantragen." 

Dass die Frage, ob die Geistesstc")rung die Unter- 
bringung des Kranken in einer Irrenanstalt nothwendig 
macht, eine vorwiegend ärztliche Frage ist und kaum 
von einem Nichtmediciner gelöst werden kann (cf. 
Verhandlungen des XXV. Juristen-Tages Band II, 
pg. 2iö), das sei nur nebenbei erwähnt. Eben des- 
halb bedient sich der Jurist der Hülfe der Sachver- 
ständigen. Dass aber bei den Juristen, die natur- 
gemäss die Entscheidung zu treffen haben, so 
selten eine Sachkenntniss in der Irrenheilkunde an- 
zutreffen ist — entweder sie glauben, deren nicht zu 
bedürfen oder sie mit dem sogenannten gesunden 
Menschenverstand mehr als reichlich zu ersetzen — , 
ist eine Klage, die ebenso alt wie berechtigt ist. Das 
gilt ja aber nicht nur für die Psychiatrie, sondern für 
die Medizin überhaupt. 

Doch auch die öffentlichen Anstalten sind 
gegen den Vorwurf ungerechtfertigter Festhaltung 
nicht gefeit. 

4* 
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In erster Linie werden die Verwaltungsbehörden 
darüber wachen, dass keiner ungerechtfertigterweise 
zurückgehalten wird. 

Eine direkte Mitwirkung der Staatsanwaltschaf t^ 
wie in der neuen, eben erwähnten Bestimmung, ist 
bei öffentlichen Anstalten m. W. nirgendwo vorgesehen. 
Dennoch wird natürlich jede Anstaltsleitung die an die 
Staatsanwaltschaft gerichtete Beschwerde eines Anstalts- 
insassen dieser zugehen lassen, schon aus Opportunitäts- 
rücksichten, wenn es auch nicht direkt vorgeschrieben 
ist. Was will die Verpflichtung, die Aufnahme und 
Entlassung von Kranken der Staatsanwaltschaft mit- 
zutheilen, anderes, denn dieser die Con trolle zu er- 
möglichen ? 

Jedenfalls ist bei der Mehrzahl der Juristen die An- 
sicht verbreitet, dass der blosse Verwaltungsrechtsschutz 
nicht genüge, auch nicht in der Form der Beschwerde 
an die vorgesetzten Verwaltungsinstanzen, und dass^ 
daneben noch ein Rechtsschutz durch andere unab- 
hängige Behörden und zwar durch das Gericht ge- 
fordert werden müsse. Wenn es aber noch einer be- 
sonderen formellen Rechtscontrolle bedürfe, dann sei 
sie zur Zeit nur durch das Entmündigungs- Verfahren 
möglich; das sei das einzige richterliche Verfahren,, 
welches auf die Feststellung des Vorliegens von Geistes- 
krankheit hinziele und so den unbedingt nöthigen 
Schutz gegen unberechtigte Unterbringung und Fest- 
haltung schaffe. Ob jene Forderung der Juristen be- 
rechtigt ist, das zu beantworten, würde zu weit führen. 
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Aber giebt denn das Entmündiguiigsverfaliren über- 
haupt die nothwendige und erwünschte Controlle? 

Nicht unbedingt. Die Ablehnung der Entmün- 
digung müsste dann logischerweise zur ersten Folge 
haben, dass die Geschäftsfähigkeit des Individuums 
über allen und jeden Zweifel erhaben ist. Das trifft 
nicht zu; denn der Einwand, § 104, Z. 2 oder § 105, 
A. 2 sei anwendbar, ist sicherlich möglich. Wenn somit 
die Ablehnung der Entmündigung nicht unzweifelhaft 
die Frage der Gültigkeit der Rechtsgeschäfte beant- 
wortet, so vermag sie noch viel weniger etwas zu 
sagen über die davon ganz unabhängige Frage der 
Entlassungsfähigkeit bezw. -Bedürftigkeit. Die Ableh- 
nung der Entmündigung ist eben durchaus nicht iden- 
tisch mit der Feststellung der geistigen Gesundheit 
und beweist noch viel weniger das Unnöthige einer 
Anstaltsbehandlung.' Die Ablehnung der Entmündi- 
gung ist so wenig von präjudicieller Bedeutung wie die 
Verhängung der Entmündigung. Denn ist das Indivi- 
duum wegen Geistesschwäche entmündigt, so kann 
immer noch die Frage aufgeworfen werden, ob nicht 
,^ 104, Z. 2 zutrifft 

Die Entmündigung an sich hat mit der De- 
lictsfähigkeit nach § 827 B. G. B. und der Zurech- 
nungsfähigkeit nach § 51 des Strafgesetzbuchs absolut 
nichts zu thun. Und hier schliesst man aus der Ab- 
lehnung der Entmündigung auf das Vorliegen eines 
Entlassungszwangs. Die Bejahung der in Frage ge- 
stellten Geschäftsfähigkeit soll die Anstaltspflegebe- 
dürftigkeit ausschliessen ! 
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Wenn man sehr skeptisch sein will, kann man 
sagen, die Entmündigung beweise nur, dass zur Zeit 
des Termines oder der Begutachtung höchstwahr- 
scheinlich eine Psychose vorgelegen habe. Mehr darf 
aus dem Vorliegen einer Entmündigung nicht un- 
bedingt geschlossen werden. Würde die Entmündigung 
denen, die in jedem in der Anstalt untergebrachten 
Kranken einen Gegenstand widerrechtlicher Freiheits- 
beraubung wittern, die Anstaltspflegebedürftigkeit hin- 
reichend beweisen ? Kaum. Ist die Entmündigimg auch 
materiell berechtigt, so gilt dies unbedingt nur für den 
Zeitpunkt der Verhängung der Entmündigung bezw. Be- 
gutachtung oder der Vernehmung. Ueber die Zukunft be- 
sagt die Entmündigung an sich nichts; der Mann kann 
genesen sein, und er wäre späterhin dann nicht nur zu 
Unrecht entmündigt, sondern auch detinirt. Andrerseits 
können seine Angelegenheiten sich im Laufe der Zeit 
sehr vereinfacht haben, oder er findet in seinem Verkehfs- 
leben eine hinreichende Stütze, die ihm früher fehlte. 
Ohne dass an seiner Geistesstr)rung sich auch nur 
das Geringste geändert zu haben braucht, kann die 
Aufhebung der Entmündigung jetzt berechtigt sein. 
Und dieselbe Störung, die früher die Detention ge- 
setzlich zuliess, soll jetzt die Entlassung im Gefolge 
haben? Das Gleiche kann der Fall sein bei einer 
verschiedenen Beurtheilung der gleichen Sachlage 
durch verschiedene Gutachter bezw. Gerichte. 

Die erhofften Garantieen bietet somit das Entmün- 
digungs- Verfahren durchaus nicht. 

Selbst die noch so berechtigte Entmündigung 
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wegen Geisteskrankheit ist noch nicht identisch mit 
der Berechtigung zum Anstahszwang. Es ist sehr wohl 
der Fall denkbar, dass der Entmündigte, der gegen 
seinen ausgesprochenen Willen in der Anstalt unter- 
gebracht ist, ebenso gut ausserhalb der Anstalt existieren 
kann; und eine zwangsweise Detention wäre dann 
doch sicherlich fast ebenso wenig berechtigt wie einem 
Gesunden gegenüber. Die noch so sicher festgestellte 
Thatsache der socialen Schutzbedürftigkeit schliesst 
nicht an sich schon die Unfähigkeit, ausserhalb der 
Anstalt leben zu können, in sich. Das beweist eben- 
falls, ein wie untaugliches Mittel das Entmündigungs- 
verfahren für den gedachten Zweck ist. Ja, es fehlt 
nicht, um auch das zu erwähnen , an Einspruch aus 
richterlichen Kreisen gegen die Bestimmung, die die 
Aufnahme entmündigter Geisteskranker erleichtert, da 
mit der Entmündigung durchaus noch nicht die Schutz- 
bedürftigkeit oder die Gemeingefährlichkeit der Indivi- 
duen erwiesen sei. 

Das entspricht ja durchaus den obigen Ausfüh- 
rungen. Wenn in einem solchen Falle der Verdacht 
einer sachlich nicht gerechtfertigten Anstaltsunter- 
bringung auftauchte, so müsste, könnte man sagen, die 
Staatsanwaltschaft, da eine Entmündigung schon vorliegt, 
den Antrag auf Wiederaufhebung der Entmündigung 
stellen, wenn wirklich das Entmündigungsverfahren 
allein die nöthige Sicherheit bietet. Also die entgegen- 
gesetzten Heilmittel für das gleiche Uebel. 

Wenn das Entmündigungsverfahren ein so un zweck- 
mässiges Mittel ist, wenn die anderen bestehenden 
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Vorschriften nicht genügen sollten, um die gefürch- 
teten Missstände von unseren Anstalten fernzuhalten, nun, 
dann kann und muss eben mit anderen und nur ad hoc 
zu treffenden Einrichtungen geholfen werden. Das kann 
beispielsweise eine sachkundige ControUe durch beson- 
dere unabhängige Commissionen sein, wie sie Bins- 
wanger vorschlug. All zu viele Erfolge darf man sich 
hiervon freilich nicht versprechen. Das Vorurtheil ist 
in weiten Kreisen zu sehr verbreitet, zu tief einge- 
wurzelt, und deshalb hat man sich auch wohl in den 
leitenden Stellen zu dieser Inconsequenz , die nun 
einmal in der besprochenen Bestimmimg liegt, und 
damit zu einem Zugeständniss der Berechtigung des 
Misstrauens entschlossen. Dass dieses auf diese Weise 
beseitigt wird, ist kaum zu erhoffen ; eher wird vielmehr 
aus dem Vorhandensein solcher Vorschriften, aus dem 
Erlass neuer gleicher Bestimmungen geschlossen werden, 
wie sehr die vox populi Recht hat. 

Sollte sich nicht auf andere Weise, unabhängig von 
besondem gesetzlichen Maassregeln, das erstrebte Ziel 
erreichen lassen, indem man etwa die Anstalten jedem 
zugänglich macht, den Verkehr imcT Betrieb in ihnen 
möglichst frei gestaltet, die Besucher auf die Ab- 
theilungen führt, u. s. w. ? 

Vielleicht wird der in vielen Bezirken bereits be- 
stehende und in der Rheiftprovinz neugegründete 
Hilfsverein für entlassene Kranke auch nach der 
Richtung hin helfen. 

Am meisten wird freilich nützen möglichste Libe- 
ralität in der Entlassung von Kranken; und wie weit 
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man darin gehen kann, ohne UnzuträgUchkeiten hervor- 
zurufen, muss man nur selbst erlebt haben, um den 
Contrast zu den engherzigen Anschauungen früherer 
Zeiten zu empfinden. 

„Wir entlassen jeden Kranken, der auf einfachen 
-ärztlichen Rath nicht mehr bleiben will, oder dessen 
Angehörige seine Entlassung verlangen, und machen 
nur mit solchen Kranken eine Ausnahme, bei welchen 
bereits gemeingefährliche Handlungen vorgekommen 
oder sicher zu erwarten sind" schrieb mir u. A. der 
Leiter einer grossen städtischen Irrenanstalt. 

Auf weitere Ausführungen verzichte ich absicht- 
lich, da ich nicht de lege ferenda sprechen mc)chte. 
Freilich verhehle ich mir keinen Augenblick, dass 
obige Vorschläge nicht den Kern der Sache treffen 
und den Juristen nicht genügen werden, um dem 
Volke einen sichern, nimmer versagenden Schutz gegen 
ungerechtfertigte Einsperrung und Festhaltung in Irren- 
anstalten zu garantieren. Ob man auf die Dauer 
ohne die Einrichtung eines besonderen, nur diesem 
Zwecke dienenden gerichtlichen Verfahrens auskommen 
wird, erscheint manchen Juristen recht zweifelhaft. 
Fehlt es doch nicht unter ihnen auch an solchen, die 
uns jedes Recht absprechen, einen nicht entmündigten 
Geistesgestörten in unsem Anstalten gegen seinen 
Willen zurückzubehalten. 

An dieser Stelle darf ich wohl hinzufügen, dass 
ich von einer Seite darauf aufmerksam gemacht wurde, 
die einschlägige Vorschrift könne gelegentlich bei 
Zwistigkeiten und Streitereien unter den Angehtirigen, 
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bei Verdächtigungen der Anstalt wegen widerrecht- 
licher Freiheitsberaubung etc. gute Dienste leisten; 
der Hinweis auf die Bestimmung mit dem Bemerken, 
dass von dem Ausgang des Entmündigungs-Verfah- 
rens das weitere Verbleiben des Kranken in der An- 
stalt abhängig gemacht werden müsse, habe immer 
den gewünschten Erfolg gehabt. Ich kann mich dieser 
Ansicht nicht anschliessen, einmal weil ich glaube, 
dass die Schwierigkeiten auch auf andere Weise, 
vor allem ohne Zuhülfenahme der Gerichte sich 
meist beseitigen lassen werden, dann auch, weil ich 
die Bestimmung principiell für verfehlt halte. Kommt 
es aber gar zur Einleitung des Entmündigungsver- 
fahrens, und wird der Antrag auf Entmündigung gegen 
den Tenor des Gutachtens der Anstaltsärzte abgelehnt, 
so wird dadurch das Ansehen der Anstalt bei unseren 
sogenannten guten Freunden sicherlich nicht gewinnen, 
selbst wenn diese zu dem dem Laien meist unzugäng- 
lichen Standpunkte sich aufschwingen sollten, Ablehnung 
der Entmündigung sei nicht identisch mit Constatirung 
der geistigen Gesundheit. — 

Schliesslich sei noch kurz besprochen die Frage 
der Stellungnahme des Directors einer Anstalt gegen- 
über der Ablehnung der Entmündigung, falls sein 
Reglement keine einschlägigen Bestimmimgen enthält. 

Einige Directoren theilten den hier verfochten en 
Standpunkt und brachten die Entmündigung und An- 
staltspflegebedürftigkeit in gar keinen Zusammenhang. 
Andere wieder waren der Meinung, dass der Ablehnung 
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der Entmündigung die Entlassung des Kranken un- 
mittelbar auf dem Fusse folgen müsse ; das Gericht müsse 
dann auch die Verantwortung hierfür übernehmen. Das 
scheint mir nicht zuzutreffen, da die Ablehnung der 
Entmündigung doch nur über die Geschäftsfähigkeit 
urtheilt, und auch das nicht einmal immer endgültig 
und unbedingt. Von einer Uebemahme einer Ver- 
antwortung könnte aber, wenn überhaupt, nur dann 
die Rede sein, wenn das Entmündigungs- Verfahren 
gegen den Rath der Anstaltsdirection oder ohne deren 
Mitwissen eingeleitet wird, oder wenn die Entmündig- 
ung abgelehnt worden ist im Gegensatz zu dem Gut- 
achten des sachverständigen Anstaltsarztes. 

Dass man in solchen Fällen, besonders dem letzt- 
genannten, den Kranken sofort entlässt, verstehe ich 
schon, und reine Zweckmässigkeitsrücksichten werden 
sicherlich dazu rathen, wenn man nicht gar es vorzieht, 
den Kranken zu entlassen, bevor es zu der Ablehnung 
der Entmündigung kommt. Freilich wird es auch dann 
nicht an wohlwollenden guten Freunden fehlen, die diese 
sofortige Entlassung des Kranken als eine Reaction 
auf das Gefühl des Beleidigtseins des Sachverständigen, 
auffassen, da ihm der Richter widersprochen habe. 
Eher kann man vielleicht schon die sofortige Entlassung 
billigen von dem Gesichtspunkte aus, dass durch sie 
auf eine nicht zu krasse Weise das Unhaltbare einer 
solchen Verquickung nachgewiesen würde. 

Wenn mir ein Psychiater schrieb: „Ich stehe 
durchaus auf dem Standpunkte, dass nicht wir — 
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wie bisher — mit Selbstverleugnung und erhöhter 
Verantwortung aus humanitären Rücksichten die Fol- 
gen un zweckmässiger behördlicher Entscheidungen 
und gesetzlicher Bestimmungen tragen sollen, sondern 
dass wir den Behörden und dem Publikum derartige 
UnZweckmässigkeiten möglichst drastisch zum Be- 
wusstsein bringen und uns bezüglich deren Folgen 
als ganz unbetheiligte Zuschauer gerieren*^ so kann 
man dem nur beistimmen ; denn die trifft die Ver- 
antwortung, welche die Urheber solcher Bestimmungen 
sind. Ebenso wird man sich seinen weiteren Worten 
anschliessen : ,Je mehr Schwierigkeiten und Unan- 
nehmlichkeiten es giebt, um so besser ist es für die 
Sache". 

Verlangt schliesslich der Staatsanwalt bei der Mit- 
theilung des die Entmündigung ablehnenden Beschlusses 
die sofortige Entlassung des Intemirten aus der öffent- 
lichen Anstalt, so wirft sich naturgemäss die Frage 
auf, ob hierzu der Staatsanwalt berechtigt ist. 

Da dies eine rein juristische Frage ist, die übri- 
gens durch die von mir befragten Juristen recht ver- 
schieden beantwortet wurde, so brauche ich auf sie 
an dieser Stelle nicht einzugehen, zumal auch das 
einschlägige Anstalts-Reglement und u. U. der neue 
Ministerial-Erlass vom 15. VI. ^901 noch Berück-^ 
sichtigung verlangen. Wohl aber darf ich die Be- 
merkung anschliessen, dass im Falle des Nichtbefolgens 
der Anordnung des Staatsanwalts der § 239 St. G. B. 
kaum zutreflfen würde; er setzt voraus den Nachweis 
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des Bewusstseins des dolus, und dieser Nachweis wird 
sich gegebenenfalls nur recht schwer erbringen lassen 
(cf. Verhandl. des XXV. Juristentages Bd. III. S. 290). 

Besteht übrigens für den Anstaltsdirektor nach 
dem für ihn gültigen Reglement die Bestimmimg, 
seine Kranken nach Ablehnung der Entmündigung 
oder nach deren Wiederaufhebung zu entlassen, so 
kann von diesem Zwang erst dann die Rede 
sein, wenn der betreffende Beschluss unanfechtbar ge- 
worden ist. Es muss daher die Zeit, innerhalb derer 
gegen den die Entmündigung ablehnenden oder die 
Wiederaufhebung verfügenden Beschluss Beschwerde 
erhoben werden kann, abgewartet werden. — 

Ich schliesse damit meine Ausführungen ; ich hoffe 
und glaube, dass das Mitgetheilte genügen wird, Ihnen 
das Inconsequente und Bedenkliche vor Augen zu 
führen, welches eine derartige Bestimmung mit sich 
bringt, Inconsequenzen und Bedenklichkeiten, die 
sich in manchen Fällen dadurch und nur dadurch 
vermeiden lassen werden, dass der Gutachter in 
seinem Gutachten zu dem Schluss kommt, die end- 
gültige Entscheidung sei noch aufzuschieben. 

Ich weiss, dass Verwaltungsbehörden den gleichen 
Standpunkt vertreten, aber ohne Erfolg verfochten 
haben. 

Darum halte ich es für geboten, dass wir Irren- 
ärzte zu dieser Frage Stellung nehmen, zumal m. W. 
dies noch kein irrenärztlicher Verein gethan hat. Ich 
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gestatte mir daher, Ihnen folgende Resolution zu unter- 
breiten, und bitte um deren Annahme: 

„Der Verein der Irrenärzte der Rheinprovinz 
hält die Bestimmung, nach der Kranke nicht 
mehr gegen ihren Willen in der Anstalt zu- 
rückbehalten werden dürfen, wenn ihre Entmün- 
digung abgelehnt oder wieder aufgehoben ist, für 
principiell und practisch höchst bedenklich". 
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